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Wir kommen damit zur Gesamtabstimmung über 
den Inhalt des Antrages Drucksache 16/3436. Wer 
diesem Antrag seine Zustimmung geben kann, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Die Fraktion der 
Piraten. Wer kann dem Antrag nicht seine Zustim-
mung geben? – Wer enthält sich? – Damit ist dieser 
Antrag mit den Stimmen von SPD, CDU, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP gegen die Stimmen der Pi-
raten bei einer Stimmenthaltung aus der Fraktion 
der Piraten abgelehnt.  

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag Drucksache 16/3512 der Frak-
tionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht seine 
Zustimmung geben? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Entschließungsantrag mit den Stimmen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der Mehrzahl der 
Fraktion der Piraten bei zwei Enthaltungen der Pira-
ten sowie bei Ablehnung der CDU- und der FDP-
Fraktion angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag Drucksache 16/3521 der Fraktion 
der CDU. Wer dem seine Zustimmung geben kann, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann dem 
nicht seine Zustimmung geben? – Wer enthält 
sich? – Damit ist der Antrag mit den Stimmen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der FDP-Fraktion 
und der Fraktion der Piraten bei Zustimmung der 
CDU-Fraktion abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag Drucksache 16/3522 der Fraktion 
der FDP. Wer dem seine Zustimmung geben kann, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann dem 
nicht seine Zustimmung geben? – Wer enthält 
sich? – Damit ist der Antrag mit den Stimmen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der CDU-Fraktion bei 
Zustimmung der Fraktion der FDP, der Mehrzahl 
der Fraktion der Piraten und bei zwei Enthaltungen 
der Piraten abgelehnt. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit kommen 
wir zu: 

3 Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Ver-
sorgungsbezüge 2013/2014 sowie zur Ände-
rung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 
im Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/2880 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/3459  

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/3518 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/3524 

zweite Lesung 

Ich weise darauf hin, dass die Fraktionen der CDU 
und der FDP zum Gesetzentwurf Drucksache 
16/2880 eine namentliche Abstimmung beantragt 
haben. Alle Fraktionen haben sich darauf verstän-
digt, dass diese Abstimmung im unmittelbaren An-
schluss an die Aussprache unabhängig von der ab-
stimmungsfreien Mittagszeit stattfindet.  

Ich eröffne die Beratung und erteile als Erstem dem 
Vorsitzenden der SPD-Fraktion, Herrn Kollegen 
Römer, das Wort. 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Norbert Römer (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Kolleginnen und Kol-
legen! Mit der zweiten Lesung des Besoldungsan-
passungsgesetzes kommen wir heute zur Entschei-
dung über das viel diskutierte Gesetz. Es gibt Pro-
teste von betroffenen Beamtinnen und Beamten 
und ihren Interessenverbänden, auch heute. Es gibt 
verständliche und auch überzogene Proteste. Es 
gibt in der Öffentlichkeit aber auch Verständnis für 
den Gesetzentwurf. Ich erfahre viel Zustimmung zu 
unserem Vorhaben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU: Oh!) 

Deshalb stelle ich gleich zu Beginn der Debatte fest: 
Die heutige Entscheidung über eine sozial gestaffel-
te Besoldungsanpassung für die Jahre 2013/2014 
hat nichts mit geringer Wertschätzung der Arbeit der 
beamteten Beschäftigten im öffentlichen Dienst zu 
tun. 

(Unruhe von der CDU und der FDP) 

Dass wir die Arbeit wertschätzen, haben wir mehr-
fach bewiesen, meine Damen und Herren: erstens 
mit einem neuen Landespersonalvertretungsrecht, 
das den Beschäftigten und ihren Personalvertretun-
gen wieder ein effektives Mitspracherecht sichert, 
gegen den erbitterten Widerstand von CDU und 
FDP, 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

zweitens mit dem Verzicht auf den von Schwarz-
Gelb verordneten 1,5%igen Stellenabbau nach dem 
Prinzip „Rasenmäher“, gegen die lautstarken Pro-
teste von CDU und FDP, 
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(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

drittens mit dem Abbau der Leiharbeit beim 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb und der Umwand-
lung dauerhaft befristeter Arbeitsverhältnisse in un-
befristete im Bereich der Justiz, womit wir Altlasten 
der abgewählten schwarz-gelben Regierung besei-
tigt haben, 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

viertens mit der Eins-zu-eins-Übertragung der Tarif-
steigerung aus dem Jahre 2011 für alle Beamtinnen 
und Beamten. 

Meine Damen und Herren, bei der Entscheidung zur 
Besoldungsanpassung geht es ausschließlich da-
rum, ob und dass mit dem Gesetz eine Alimentation 
gewährt wird, die im Sinne von Art. 33 Abs. 5 unse-
res Grundgesetzes amtsangemessen ist, und zwar 
für jedes Amt, für das niedrige genauso wie für das 
höhere. Nur darum geht es.  

Wir werden heute selbstverständlich ein verfas-
sungskonformes Gesetz verabschieden. 

(Lachen von der CDU) 

Mit unserem Entschließungsantrag machen wir 
deutlich, dass und wie wir uns mit den vorgelegten 
Argumenten der Landesregierung intensiv ausei-
nandergesetzt haben, wie wir Abwägungen vorge-
nommen haben. 

(Dr. Wilhelm Droste [CDU]: Darin haben Sie 
Übung!) 

Wir sind jedenfalls zu der klaren Feststellung ge-
kommen: Die gestaffelte Übernahme des Tarifer-
gebnisses ist verfassungskonform und – das ist uns 
ganz wichtig, meine Damen und Herren – eine so-
zial vertretbare, faire und gerechte Entscheidung. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ja, ich gebe es gerne zu: Die Entscheidung hat sich 
kein Mitglied der regierungstragenden Fraktionen 
leicht gemacht. Wir haben sorgfältig abgewogen 
und bewertet, auch weil die Personalausgaben mit 
rund 43 % neben all den anderen gesetzlichen Auf-
gaben ein gewaltiger Teil des Haushalts sind. Be-
wusst haben wir uns gegen einen massiven Stel-
lenabbau entschieden, wie er ansonsten im Umfang 
von mindestens 14.000 Stellen notwendig wäre. 

(Zuruf von der CDU: Das ist falsch!) 

Wir haben uns gegen einen Stellenabbau entschie-
den, wie er von CDU und FDP immer wieder gefor-
dert wird, heute Morgen noch von dem Kollegen 
Lindner. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Warum, meine Damen und Herren? – Bei der der-
zeitigen Verteilung des Personals über alle Einzel-
pläne würde dieser Stellenabbau konkret bedeuten: 
7.538 Lehrerinnen und Lehrer weniger, 2.224 Poli-
zistinnen und Polizisten weniger, umgerechnet also 

beispielsweise der Verzicht auf fast zwei Aus-
bildungsjahrgänge, 1.564 Justizbeamtinnen 
und -beamte weniger, 1.187 Finanzbeamte weniger 
und 1.487 Beamtinnen und Beamte in den Ministe-
rien sowie den weiteren Landesbehörden weni-
ger. – Stattdessen, meine Damen und Herren, set-
zen wir auf Beschäftigungssicherung. Das ist der 
entscheidende Unterschied zu Ihnen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich gebe es gerne zu: Ich wundere mich schon, 
dass diese Beschäftigungssicherung von den Pro-
testierenden – vor allem von den Verbänden und 
den Gewerkschaften – offensichtlich nur geringge-
schätzt wird. Darüber wundere ich mich schon an-
gesichts der Situation auch in vielen Bereichen der 
privaten Wirtschaft, in vielen Unternehmen und in 
vielen Betrieben. 

Die geforderte uneingeschränkte Übernahme des 
Tarifabschlusses, meine Damen und Herren, für 
den gesamten öffentlichen Dienst würde 
1,31 Milliarden € für nur zwei Jahre kosten und 
strukturell die Personalkosen deutlich weiter stei-
gern. Der Gesetzentwurf mit der sozial gestaffelten 
Übernahme des Tarifergebnisses sieht dagegen ei-
ne Ausgabensteigerung von gut 600 Millionen € vor. 
Immer noch 600 Millionen €, aber keine 1.310 Milli-
onen €, meine Damen und Herren. Das ist der Un-
terschied. 

Die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen haben nach reiflicher Abwägung eine ausge-
wogene Entscheidung getroffen, und zwar auf der 
Grundlage der Entscheidung des Zweiten Senats 
des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Februar 
2012. Dort heißt es – ich zitiere –: 

„Bei der Konkretisierung der aus Art. 33 Abs. 5 
GG resultierenden Pflicht zur amtsangemesse-
nen Alimentierung besitzt der Gesetzgeber einen 
weiten Entscheidungsspielraum. Das gilt sowohl 
hinsichtlich der Struktur als auch hinsichtlich der 
Höhe der Besoldung. Diese ist der Verfassung 
nicht unmittelbar als fester und exakt bezifferter 
bzw. bezifferbarer Betrag zu entnehmen. Inso-
fern stellt die in Art. 33 Abs. 5 GG enthaltene 
Garantie eines amtsangemessenen Unterhalts 
lediglich eine den Besoldungsgesetzgeber in die 
Pflicht nehmende verfassungsrechtliche Gestal-
tungsdirektive dar. Innerhalb seines weiten 
Spielraums politischen Ermessens darf der Ge-
setzgeber das Besoldungsrecht den tatsächli-
chen Notwendigkeiten und der fortschreitenden 
Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen 
und finanziellen Verhältnisse anpassen.“ 

Im Ergebnis beschränkt sich also die materielle Prü-
fung auf die Frage, ob die den Beamten gewährten 
Bezüge evident – also augenscheinlich – unzu-
reichend sind. Das darauf zu beschränken, ist ja 
auch konsequent, weil die Judikative nach unserer 
Verfassungsordnung, meine Damen und Herren, 
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nicht an die Stelle des Gesetzgebers treten kann 
und darf. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die die Regierung tra-
genden Fraktionen haben sich sowohl im Unteraus-
schuss „Personal“ als auch im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss, im Rechtsausschuss, im Innenaus-
schuss und auch in den beiden Fraktionen ganz in-
tensiv mit dem Gesetzentwurf, der Vorlage der Lan-
desregierung und den vielen Argumenten aus den 
eingegangenen Briefen und Mails sowie den Er-
gebnissen der Anhörung auseinandergesetzt. Von 
einem Durchziehen, Durchwinken oder gar Durch-
peitschen kann überhaupt keine Rede sein. Ihr Ent-
schließungsantrag, meine Damen und Herren von 
CDU und FDP, hingegen ist – um im Sprachge-
brauch des Kollegen Lindner zu bleiben – „dünne 
Suppe“. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist für uns selbstverständlich, Besoldungsfragen 
sowohl in ihrer einfachgesetzlichen als auch in der 
verfassungsrechtlichen Tragweite zu prüfen und zu 
berücksichtigen. Was ist die Basis für unsere Ver-
gleichsberechnungen? – Selbstverständlich ist die 
Amtsangemessenheit der A-Besoldung zum 
31. Dezember 2012 die Basis. Davon müssen wir 
ausgehen; denn sonst hätte das Bundesverfas-
sungsgericht in seiner Entscheidung vom 14. Feb-
ruar 2012 beim Vergleich der W-Besoldung mit den 
Ämtern A13 bis A15 Zweifel daran äußern müssen. 
Das hat es nicht getan. 

Da die Besoldung in Nordrhein-Westfalen im Be-
trachtungszeitraum sogar noch über die Werte der 
hessischen A-Besoldung, die im Verfahren Ver-
gleichsgegenstand zur W-Besoldung war, angestie-
gen ist, ist eindeutig klar: Die Basis für die weitere 
Prüfung ist eine angemessene Alimentation am 
31. Dezember 2012, und die W-Besoldung, meine 
Damen und Herren, ist inzwischen entsprechend 
amtsangemessen angepasst. 

Wir haben – mit Blick auf die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts – Vergleiche herange-
zogen: Dabei geht es erstens um Vergleichsgrup-
pen innerhalb des Besoldungs- und Tarifsystems, 
zweitens um Vergleiche mit der Lohnentwicklung 
der Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes und 
drittens um Ergänzung durch den Gehaltsvergleich 
mit der Privatwirtschaft. Diese Vergleichsrechnun-
gen, meine Damen und Herren, ergeben aus unse-
rer Sicht: Die Amtsangemessenheit der Besoldung 
ist bei den Besoldungsgruppen bis einschließlich 
A10, bei A11 und A12 sowie auch ab A13 vorgese-
hen und vorgegeben. Das Abstandsgebot ist nicht 
verletzt. Es gibt keinen Verstoß gegen Beamten- 
oder gar Gleichheitsrecht. – Das ist das Ergebnis 
unserer Prüfung, meine Damen und Herren. 

In den zurückliegenden Wochen – das nehme ich 
noch einmal auf – war oft der Vorwurf zu hören, 

dass die soziale Staffelung zu einem Sonderopfer – 
besonders von A13 und höher – führen würde. Der 
Vorwurf ist falsch. Es gibt weder ein Sonderopfer 
der gesamten Beamtenschaft noch einer Gruppe 
innerhalb der Beamtenschaft, weil die notwendigen 
Konsolidierungsmaßnahmen der Landesregierung 
und des Landtags am Landeshaushalt eben nicht 
allein die beamteten Beschäftigten treffen. Es gibt 
noch nicht einmal eine totale Nullrunde; denn wenn 
wir die Tarifübertragung auf die Zulagen miteinrech-
nen, hat zum Beispiel auch ein Lehrer in A13 ein 
Mehreinkommen von 0,6 % in 2014. Und das Land 
übernimmt selbstverständlich zusätzlich die 0,2%ige 
Zuführung an den Versorgungsfonds. 

Dass es nicht nur Sparmaßnahmen bei den Beam-
tinnen und Beamten gibt, zeigt ein Blick in die Ent-
scheidung, die wir gemeinsam getroffen haben. Die 
Abgeordneten verzichten in 2013 und 2014 auf die 
anstehenden Erhöhungen. Das haben wir gemein-
sam beschlossen. Mit dem Haushalt 2013 hat es 
insgesamt Einsparungen in der Größenordnung von 
970 Millionen € – globale Minderausgaben und 
strukturelle Kürzungen von Förderprogrammen – 
gegeben. Wir haben gegen Ihre Proteste unter an-
derem bei Kunst, Kultur, Sport, Straßenbaumaß-
nahmen, Landeszentralen, dem Kleingartenwesen, 
den Rennvereinen und der Denkmalpflege gespart. 
Dagegen haben Sie protestiert und wollen jetzt eine 
Eins-zu-eins-Übertragung. Das ist doch pharisäer-
haft, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ja, wir haben in unserem Entschließungsantrag 
sehr ausführlich und nachlesbar für alle dokumen-
tiert, dass und wie wir abgewogen haben, was und 
wie wir geprüft haben. Selbstverständlich haben wir 
auch festgehalten, zu welchen Ergebnissen wir ge-
kommen sind. Ich sage es Ihnen mit aller Klarheit: 
Das von Ihnen angedrohte Klageverfahren sehen 
wir mit aller Gelassenheit auf uns zukommen. 

(Dr. Wilhelm Droste [CDU]: Das haben Sie 
immer getan! Das ist auch gut so!) 

– Schauen Sie einmal in Ihren Entschließungsan-
trag hinein, Herr Kollege Droste. Sie haben nicht ein 
einziges Mal und an keiner einzigen Stelle ein Ar-
beitsergebnis Ihrer Prüfungen vorgelegt. Sie leben 
von Ihren Vorbehalten und Vorurteilen, Sie leben 
von einer populistischen Empörungsmaschinerie, 
die der Kollege Lindner beispielhaft in Gang setzt. 
Deshalb werden Sie damit auch scheitern, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Armin Laschet [CDU]: Andere Anhörung!) 

Meine Damen und Herren, wir alle wissen: Wenn 
wir die Personalkosten weiter ungebremst steigen 
ließen, müssten wir schon vor 2020 einen ganz 
massiven Personalabbau vornehmen. 

(Armin Laschet [CDU]: Ja!) 
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– Ich weiß, dass Sie den wollen, Herr Kollege La-
schet. Sagen Sie das einmal den demonstrierenden 
Leuten! 

(Zuruf von der CDU: Haben wir!) 

Um nicht missverstanden zu werden, meine Damen 
und Herren: Selbstverständlich wird es auch Perso-
nalanpassungen geben, beispielsweise wenn Auf-
gaben wegfallen oder wenn beispielsweise auf-
grund der demographischen Entwicklung weniger 
Aufgaben zu bewerkstelligen sein werden. Dann 
wird es das geben; aber nicht mit dem Rasenmä-
her, unkontrolliert und ohne Augenmaß. Das ma-
chen wir nicht mit, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich fasse also zusammen: Wir kommen – das be-
weist unser Entschließungsantrag – zu überzeu-
genden Begründungen dafür, dass eine sozial ge-
staffelte Übernahme des Tarifabschlusses auf die 
beamteten Beschäftigten und die Richterschaft für 
die nächsten beiden Jahre sozial vernünftig, fair, ge-
recht und verfassungskonform ist. 

Meine Damen und Herren, diese Besoldungsan-
passung ist amtsangemessen. Ich wiederhole es 
gerne für uns, Herr Kollege Lindner: Sie ist fair und 
sozial gerecht! – Deshalb, meine Damen und Her-
ren, werden wir unserem Entschließungsantrag und 
selbstverständlich auch dem Gesetzentwurf zu-
stimmen. – Vielen Dank fürs Zuhören! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Römer. – Nun spricht für die CDU-Fraktion 
deren Fraktionsvorsitzender Herr Laumann. 

Karl-Josef Laumann (CDU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder hat – mit Zustimmung des Landes 
Nordrhein-Westfalen – am 9. März einen Tarifab-
schluss verabschiedet. Der lautet für 2013 2,65 %, 
für 2014 2,95 %. Ich sage es noch einmal: mit Zu-
stimmung des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Mein erster Punkt der Kritik: Frau Kraft, seitdem Sie 
hier Ministerpräsidentin sind, beteiligt sich das Land 
Nordrhein-Westfalen nicht mehr in der Tarifkommis-
sion der Tarifgemeinschaft deutscher Länder. Das 
größte deutsche Bundesland muss auch dort Ver-
antwortung übernehmen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie haben einen Kabinettbeschluss gefasst: Die 
Beamten bis einschließlich A10 bekommen das 
vereinbarte Geld, Beamte von A11 bis A12 bekom-
men 1 %. Bei A11 reden wir von Menschen, die ein 
Eingangsgehalt von 2.700 € und ein Endstufenge-
halt von 3.600 € haben. Sie haben entschieden: Ab 
A13 gibt es für zwei Jahre nichts. Es geht um Men-

schen, die ein Eingangsgehalt von 3.200 € bzw. ein 
Endstufengehalt von 4.400 € haben. 

Wissen Sie, was ich nicht verstehe: Ich verstehe 
nicht, dass man einem Tarifvertrag zustimmt, den 
man anschließend nicht umsetzen kann. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Außerdem verstehe ich überhaupt nicht, dass Sie 
einen solchen Kabinettsbeschluss fassen, ohne mit 
den Vertretungen der Beamten in Nordrhein-
Westfalen darüber zu reden. Das verstehe ich nun 
überhaupt nicht. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wahrheit ist doch: Wenn das Kabinett einen Basta-
Beschluss fasst, ohne mit den Vertretungen der Be-
troffenen zu reden, dann ist das genau das, was wir 
alle gemeinsam von den Unternehmern in der Pri-
vatwirtschaft nicht sehen wollen. Herr Römer, das 
sollten Sie mit Ihrer beruflichen Vergangenheit, die 
ehrenwert ist, Ihre Partei und Sie, Frau Ministerprä-
sidentin, wissen, die Sie immer durch das Land lau-
fen und von guter Arbeit und davon reden, dass 
man die Tarifvertragsparteien achten muss. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Jeder von uns, der schon ein paar Tage auf der 
Welt ist und ein bisschen Erfahrung gesammelt hat, 
weiß: Wenn man schwere Aufgaben vor sich hat – 
wir haben im Bund, in Nordrhein-Westfalen und in 
den Kommunen mit der Einhaltung der Schulden-
bremse eine schwere Aufgabe vor uns –, dann kann 
man das Ziel nur erreichen, wenn man das mit den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gemeinschaftlich 
angeht. 

Nach Gesprächen mit den Beamtenvertretungen in 
Nordrhein-Westfalen weiß ich, dass es Ihre Pflicht 
und Schuldigkeit gewesen wäre, mit den Verbän-
den, den Betroffenen und Mitarbeitern unseres 
Landes ein Konzept zu erarbeiten, wie wir einen 
leistungsfähigen und effizienten öffentlichen Dienst 
auf den Weg bringen, der unter dem Gesichtspunkt 
der Schuldenbremse und den finanziellen Möglich-
keiten des Landes Nordrhein-Westfalen angemes-
sen bezahlt wird. Genau das haben Sie nicht ge-
macht. 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Frau Ministerpräsidentin, ich kann mich erinnern: 
Als Sie ins Amt gekommen sind, haben Sie von der 
„Koalition der Einladung“ gesprochen. Davon ist ja 
sowieso nichts übrig geblieben. Ich habe Ihnen da-
mals sogar abgenommen, dass Sie einen anderen 
Regierungsstil pflegen. Dass Sie mittlerweile mit Ih-
rer Mehrheit hier im Landtag die Koalition der Einla-
dung nicht mehr machen – geschenkt. Aber dass 
Sie als Vorsitzende der SPD in Nordrhein-
Westfalen, die Sie ja auch noch sind, nicht einmal 
mehr mit der Arbeitnehmervertretung über Löhne 
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sprechen, das macht deutlich, dass die Arroganz 
der Macht Sie erreicht hat! 

(Lebhafter Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich bin im Übrigen, Herr Römer und Mitglieder der 
Landesregierung, fest davon überzeugt, dass wir 
die Schuldenbremse in Nordrhein-Westfalen wirk-
lich nur erreichen, wenn wir Strukturreformen ma-
chen, auch im Verwaltungsaufbau unseres Landes.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Wo denn?) 

Der Landesrechnungshof hat Ihnen auch gesagt, 
dass es notwendig ist. Heute ist der Haushalt 2014 
vorgestellt worden: Da geht es ja auch um Einspa-
rungen beim Personal. Dann haben Sie zumindest 
das eingespart, was Sie in der Zeit der Minderheits-
regierung draufgelegt haben.  

(Beifall von der CDU) 

Was ich jetzt aber gar nicht verstehe, Herr Römer, 
ist, dass die Landesregierung, die sagt, wir dürfen 
keinen Personalabbau machen, wir dürfen an diese 
etwa 43 % der Ausgaben nicht heran, zugleich von 
jeder Stärkungspaktkommune erwartet, dass die bis 
zu 20 % ihres Personals einspart. Messen Sie hier 
eigentlich mit zwei Ellen? 

(Lebhafter Beifall von der CDU – Zuruf von 
Marc Herter [SPD]) 

Wir haben am 18. Juni im Unterausschuss „Perso-
nal“ eine Anhörung über diesen Gesetzentwurf ge-
habt. Das Anhörungsergebnis ist eindeutig: Von 21 
gehörten Institutionen haben 20 gesagt, dass das, 
was da jetzt gemacht wird, gar nicht geht, sich mit 
der Verfassung nicht vereinbaren lässt.  

Wissen Sie, wenn man eine Anhörung gemacht 
hat – und dafür machen wir die ja im Parlament –, 
dann muss man sich auch mit dem Ergebnis ausei-
nandersetzen.  

(Norbert Römer [SPD]: Das haben wir ge-
macht!) 

– Ja, wir auch. Natürlich haben wir Expertisen von 
Staatsrechtlern, von Verfassungsrechtlern einge-
holt, wie das einzustufen ist. Und wir kommen zu 
dem Ergebnis – ich sage Ihnen das ganz klar –: Sie 
laufen sehenden Auges in einen weiteren Verfas-
sungsbruch. Selbst der Entschließungsantrag, der 
heute Morgen vorgelegt wurde, ändert – nach einer 
ersten Untersuchung – überhaupt nichts an dieser 
Tatsache. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich weiß ja auch, was hier vorgeht. Ich bin 22 Jahre 
lang Abgeordneter, ich habe ja auch schon ver-
schiedene Rollen gehabt. Was hier passiert, ist, 
dass sich eine Landesregierung jetzt ganz bewusst 
durchsetzen will und damit in Kauf nimmt, die Ab-
geordneten, die sie tragen, in einen Loyalitätskon-
flikt mit Regierung und Verfassung zu bringen. Das 
ist ein schlechter Regierungsstil.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dann habe ich mich gefragt: Wie denkt eigentlich 
angesichts dieser Tatsache eine Lehrerin, die vor 
einer Schulklasse steht und den Kindern im Politik-
unterricht vermittelt … 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Angestellte Lehre-
rin oder verbeamtet?) 

– Verbeamtet! Also: Eine Lehrerin – verbeamtet wie 
die meisten – steht vor einer Schulklasse und soll 
den Kindern beibringen, dass man Achtung vor de-
mokratisch zustandegekommenen Gesetzen haben 
muss, selbst dann, wenn man die Gesetze nicht gut 
findet. Die Lehrerin soll den Kindern beibringen, 
dass man unsere Verfassung im Land achten und 
verteidigen soll, weil sie die Grundlage unserer De-
mokratie ist. Was denkt diese Lehrerin, wenn sie 
weiß, dass sich die Schulministerin am offenen Ver-
fassungsbruch beteiligt? 

(Beifall von der CDU und der FDP – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Die angestellte Lehrerin 
muss bei Ihnen um den Arbeitsplatz bangen!) 

Und was mögen heute ein junger Polizist, eine jun-
ge Polizistin denken, die eingesetzt werden bei ge-
waltvollen Demonstrationen, um das Recht der Ver-
sammlungsfreiheit unserer Verfassung zu verteidi-
gen, wenn sie wissen, dass die Landesregierung 
jetzt offenen Auges ein Gesetz durchpeitscht, das 
mit der Verfassung nicht vereinbar ist?  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Sorge ist – das lassen Sie mich zum Schluss 
sagen –, dass das, was hier heute im Landtag statt-
findet, keine gute Stunde für den Landtag wird.  

(Eva Voigt-Küppers [SPD]: Wohl wahr!) 

Deswegen werden wir eine namentliche Abstim-
mung beantragen: damit klar ist, wie man sich hier 
entschieden hat.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage von Frau Gebhard?  

Karl-Josef Laumann (CDU): Nein, zurzeit nicht. – 
Wir haben uns das mit der Verfassungsklage nicht 
leicht gemacht. Es hätte für mich auch großen 
Charme gehabt, dass Zehntausende von Beamten 
ihren Arbeitgeber auf gerechten Lohn verklagen. 
Wir sind diesen Weg dennoch gegangen, weil wir 
diese Woche in allen Ausschüssen feststellen 
mussten, dass Sie nicht einmal mehr neuen Argu-
menten zugänglich sind. Und dann ist es Aufgabe 
der Opposition, dafür zu sorgen, dass die Regierung 
die Verfassung unseres Landes einhält. – Schönen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Laumann. – Ich darf Sie an das Pult zu-
rückbitten; aber das hält ja jung und frisch. Wir ha-
ben eine Kurzintervention von Frau Gebhard, an-
gemeldet durch die parlamentarische Geschäftsfüh-
rung der SPD-Fraktion. Sie haben dann Gelegen-
heit, in 90 Sekunden zu antworten. – Zunächst aber 
hat Frau Gebhard 90 Sekunden Zeit für ihre Kurzin-
tervention. Bitte schön.  

Heike Gebhard (SPD): Danke schön, Herr Präsi-
dent. – Herr Kollege Laumann, Sie haben sich in 
Ihrem Beitrag zwar auf die Anhörung bezogen, aber 
in keiner Weise, an keiner Stelle selbst deutlich ge-
macht, wo Sie als Fraktionsvorsitzender eine Ver-
fassungswidrigkeit sehen, und sind auf kein einzi-
ges Argument, das wir in den verschiedenen Aus-
schüssen in den Beratungen angeführt haben, ein-
gegangen.  

Sie haben als Arbeitsminister bis 2010 die Amtsan-
gemessenheit der Besoldung festgestellt und si-
cherlich zur Kenntnis genommen, dass für 2011 be-
reits eine Eins-zu-eins-Anpassung erfolgt ist. Wo-
raus schließen Sie denn jetzt, dass im Jahr 2013 
auf einmal eine evidente Unteralimentation bei A13 
vorliegt? Wie kann die so plötzlich eingetreten sein? 
Dazu haben Sie nichts gesagt, zumal Sie sicherlich 
wissen, dass das Bundesverfassungsgericht fest-
gestellt hat, dass genau dies zu untersuchen ist. 
Zugleich hat es festgestellt, dass nicht die prozen-
tuale Steigerung außerhalb des öffentlichen Diens-
tes Grundlage der Entscheidung ist, sondern dass 
die Nettolöhne zu betrachten sind.  

Karl-Josef Laumann (CDU): Frau Gebhard, für die 
CDU-Fraktion wird zur Frage der juristischen Beur-
teilung noch unser Justiziar Dr. Droste Stellung 
nehmen, der im Übrigen auch die Klage für uns or-
ganisieren wird. 

Ich sage Ihnen aber: Man hätte so verfahren können, 
wie Sie jetzt verfahren, – das hat Ihnen auch der 
Landesrechnungshof ins Zeugnis geschrieben –, 
wenn es in diesem Land ein Gesamtkonzept zur 
Konsolidierung geben würde. Aber selbst der Lan-
desrechnungshof sagt, dass ein solches Konzept 
nicht zu erkennen sei.  

Wir können dieses Konzept auch nicht erkennen. 
Alle Vorschläge, die wir zur Konsolidierung und zur 
Einhaltung der Schuldenbremse gemacht haben, 
sind verworfen worden.  

Eine Landesregierung, die beim Schuldenmachen 
gleich dreimal die Verfassung bricht und jetzt schon 
wieder, kann man nur als merkwürdig bezeichnen. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank. – 
Nun spricht als nächster Redner für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen der Fraktionsvorsitzende 
Herr Priggen. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Liebe Kollegin Frau 
Gebhard, keine Antwort ist auch eine Antwort. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich hatte heute Morgen auf der Fahrt in den Landtag 
schon das Vergnügen, Herrn Lindner im Radio zu 
hören. Jetzt habe ich Herrn Laumann gehört. Und 
ich muss Ihnen sagen: Für die Krokodilstränen, die 
Sie hier eben vergossen haben, müsste Minister 
Remmel die Deiche am Niederrhein ab morgen hö-
her bauen.  

(Heiterkeit und Beifall von den GRÜNEN und 
der SPD) 

Herr Kollege Laumann, Sie haben eben etwas zur 
Beteiligung der Arbeitnehmer gesagt. Sie haben ja 
manchmal ein kurzes Gedächtnis, darum möchte 
ich Sie gerne an Folgendes erinnern: Sie haben das 
Landespersonalvertretungsgesetz geändert; Sie 
haben PEM eingeführt; Sie haben Personalabbau 
betrieben. Wie hat es denn da mit den Arbeitneh-
merrechten bei Ihnen ausgesehen? 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
rufe von der CDU) 

Sie zeigen auf andere, wissen aber sehr genau, 
was Sie selbst damals gemacht haben. Ihr Verhal-
ten heute fällt daher eindeutig unter die Rubrik „Kro-
kodilstränen“.  

Sie haben vorhin gesagt: Wir wissen, dass die 
Haushaltslage schwierig ist. – Das ist richtig. Alle 
betonen immer die Notwendigkeit, dass gespart 
werden muss. Aber bei jeder konkreten Maßnahme, 
die wir vorschlagen – egal ob größer oder kleiner –, 
machen sich CDU oder FDP einen schlanken Fuß. 
Sie beschäftigen sich mit den Sparnotwendigkeiten 
allgemein, aber leider nicht konkret in der Sache.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Jetzt fordern Sie eine vollständige Umsetzung des 
Tarifvertrages.  

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Hören Sie doch 
mal genau zu! – Weitere Zurufe von der 
CDU) 

Statt dort Abstriche hinzunehmen, wollen Sie das 
Personal reduzieren.  

(Zurufe von der CDU) 

– Sie haben Zahlen genannt; darauf komme ich 
gleich noch zu sprechen. – Glaubt denn irgendje-
mand hier im Saal, dass die Kolleginnen und Kolle-
gen aus der Opposition hinter uns stünden und uns 
unterstützen würden, wenn wir ein umfangreiches 
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Personalabbauprogramm zwecks Einsparungen 
durchziehen würden?  

(Zuruf von der CDU: Ja!) 

Das glaubt doch niemand! Sie wären sofort weg 
und würden uns von der anderen Seite angreifen. 

(Zuruf von Lutz Lienenkämper [CDU]) 

– Lieber Kollege Lienenkämper, die CDU hat eine 
ganz besonders originelle Art von Personaleinspar-
vorschlägen. Sie sagen in der Regel – darauf hatte 
ich nur gewartet –, es müsse gespart werden, aber 
nicht bei den Hochschulen. Zur Erinnerung: Wir fi-
nanzieren über Landesmittel 116.000 Stellen an 
den Hochschulen. Das müssen wir machen, vor al-
lem angesichts des doppelten Abiturjahrgangs. Da 
möchte ich die CDU erleben, wenn wir ankündigen 
würden, dort jetzt ein paar Tausend Stellen zu strei-
chen. 

Sie sagen, bei der Bildung dürfe nicht gespart wer-
den. Wir haben das Schulgesetz gemeinsam be-
schlossen.  

(Zuruf von Lutz Lienenkämper [CDU]) 

Es wurde vereinbart, dass die Regelungen zehn 
Jahre lang nicht angetastet und dass Klassenstär-
ken reduziert werden. Wir sind vertragstreu. Sie 
aber wollen gleichzeitig, dass dort gespart wird.  

Das heißt: Wenn es nach Ihnen geht, darf bei den 
Hochschulen nicht gespart werden, auch bei der 
Bildung darf nicht gespart werden. Bei der Polizei 
darf auf gar keinen Fall gespart werden. – Herr Kol-
lege Laschet, Sie gucken mich an. Sie sagen doch 
immer so freundlich zu mir, ich sei ein Sicherheitsri-
siko, und das nur deshalb, weil ich es gewagt habe, 
darüber nachzudenken, ob in Düsseldorf ebenso 
verfahren werden könne wie im Polizeipräsidium 
Aachen. – Bei der Justiz kommt Ihrer Meinung nach 
Sparen auch nicht infrage, ebenso wenig bei den 
Finanzen. Das heißt für Sie: Personaleinsparungen 
ja, aber nur bei den Ministerien – 4.000 Stellen –, 
vielleicht noch bei den Regierungspräsidien. 

Und dann werden Sie ganz originell. Sie wollen, 
dass wir mindestens 10 % der Beschäftigten ein-
sparen, so wie im Saarland. Das hieße: 40.000 Stel-
len, die finanziert werden müssten. Eben hat der 
Kollege Laumann davon gesprochen, dass von den 
Kommunen eine Personaleinsparung von 20 % ver-
langt wird. Ich gehe davon aus, dass dies eine ana-
loge Zahl ist.  

(Zuruf von Karl-Josef Laumann [CDU]) 

– Sie haben ja nur gesagt: 20 %. Das wäre das 
Äquivalent von 80.000 Stellen. – Diese merkwürdi-
ge CDU-Mathematik, wie im Saarland mindestens 
40.000 Stellenäquivalente zu sparen, würde bedeu-
ten, 4.000 Beschäftigte in den Ministerien einzuspa-
ren.  

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Das führt aber 
zu schwarzen Zahlen!) 

Das ist negative Mathematik. Das können auch nur 
Sie! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Es ist richtig, dass dem Landeshaushalt eine Reihe 
von Risiken drohen. Das wissen wir ganz genau. 
Glauben Sie mir, dass wir deswegen manches Mal 
schlaflose Nächte haben. 

Sie kommen immer wieder mit dem Thema 
„WestLB“. Das lesen wir auch in vielen Zuschriften 
von Menschen, die das Ganze offensichtlich eben-
falls nicht verstehen. Ich will es noch mal ganz klar 
sagen: Es gibt Risiken im Zusammenhang mit der 
WestLB, und da müssen wir Vorsorge betreiben.  

Die CDU hat überhaupt keinen Grund, sich hier ei-
nen schlanken Fuß zu machen. Sie waren doch 
immer an allem beteiligt. Was auch immer wieder 
vergessen wird: Mehrheitseigner der WestLB waren 
die Sparkassenverbände, und zwar immer unter 
Federführung der Christdemokraten. Jetzt wollen 
Sie der SPD alle Altlasten anhängen.  

(Zuruf von Karl-Josef Laumann [CDU]) 

– Herr Kollege Laumann, das ist einfach nicht red-
lich. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD)  

Wir haben Risiken, was die Zinsentwicklung angeht; 
das wissen wir auch. Genau das treibt uns dazu, die 
Haushaltspolitik sorgfältig anzugehen.  

(Lachen von der CDU) 

– Sie haben keinen Anlass zu lachen. – Das größte 
Risiko für uns und unseren Haushalt ist diese Bun-
desregierung, um auch das ganz klar zu sagen. 

(Lebhafter Beifall von den GRÜNEN und der 
SPD – Lachen von der CDU) 

Doch! Es ist so, ganz eindeutig. Sie haben uns in 
den letzten Jahren mehrere Milliarden Euro geraubt 
durch Beschlüsse, die Sie in der Bundesregierung 
gefasst haben. Erst mit dem mutigen Schritt in die 
Minderheitsregierung haben wir Ihre Bundesrats-
mehrheit gestoppt und diesen Raubzügen vorerst 
ein Ende gesetzt. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Jetzt kommen Sie allen Ernstes damit, dass Ihre 
Vorsitzende, die Bundeskanzlerin, zur Bundestags-
wahl 28 Milliarden € zusätzlich verspricht. 

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Jawoll!) 

Mir sagt meine Erfahrung: Wir sind mit 10 % dabei. 
Das Risiko beträgt 2,8 Milliarden € pro Jahr für 
NRW. Allein die Kindergeld- und Kinderfreibe-
tragsoperation, die Sie vorhaben, 

(Zuruf von Dr. Stefan Berger [CDU]) 
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macht 8 Milliarden € im Volumen aus und bedeutet 
für uns fast 800 Millionen € pro Jahr. Das ist das 
größte Risiko. Wie man dazu Ja sagen, die Kanzle-
rin in Bad Salzuflen feiern und das dann uns hier 
vorwerfen kann, das kriege ich nicht übereinander. 
Das kann man nur, wenn man aronal & elmex heißt.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Lassen Sie mich sagen: Ich kann jeden Satz, den 
der Kollege Römer eben zu den Abwägungsprozes-
sen und den Bewertungen gesagt hat, unterschrei-
ben. Ich muss sie nicht noch mal alle nennen. Ich 
kann mich nur bei den Kollegen aus dem Haus-
halts- und Finanzausschuss und aus dem Rechts-
ausschuss bedanken, die in langen Sitzungen, in 
vielen Stunden sehr sorgfältig alles das, was es an 
Diskussionen gab – wir haben viele Mails mit Ein-
wendungen bekommen –, abgewogen, darüber dis-
kutiert und uns einen Entschließungsantrag erarbei-
tet haben, mit dem wir heute sehr gut die Abwä-
gungsprozesse, wie sie in den Fraktionen gelaufen 
sind, zusammenfassen. 

Es ist sicherlich nicht schön – um auch das klar zu 
sagen –, wenn man so vor Beschäftigte treten und 
das sagen muss. Denn eigentlich erwartet jeder – 
das kenne ich auch aus der Firma, in der ich früher 
gearbeitet habe –: Wenn das Betriebsjahr richtig gut 
ist, wenn das Ergebnis richtig gut ist, dann gibt man 
auch frohen Herzens. – Es ist viel härter, an der 
Stelle zu sagen: Wir machen es sozial gestaffelt. 
Wir wägen ab. – Aber wir können angesichts dieser 
Haushaltslage nicht das machen, was wir gerne 
machen würden.  

Wir machen es auch nicht nur bei euch. Hier sind 
einstimmig zwei Nullrunden für die Abgeordneten 
beschlossen worden. Das sind die dritte und vierte. 
Das ist unser Beitrag, mit dem wir der schwierigen 
Haushaltssituation Rechnung tragen. Wir müssen 
es an der Stelle in einem solchen Abwägungspro-
zess machen. 

Sie können sich leichtfertig darüber hinwegsetzen, 
weil Sie in der Lage sind, hier zu reden, ohne in der 
Verantwortung zu sein. Wir können das nicht.  

Deswegen kann ich nur Danke sagen. Wir werden 
dem Gesetzentwurf so, wie er vorgelegt worden ist, 
und auch dem Entschließungsantrag zustimmen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank, 
Herr Priggen. – Nun spricht für die FDP-Fraktion der 
Fraktionsvorsitzende, Herr Lindner. 

(Zuruf von der SPD: Showtime!) 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Deutschland ist in einer 
exzellenten wirtschaftlichen Verfassung, und das 

auch dank der richtigen Weichenstellungen der 
schwarz-gelben Bundesregierung.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Lachen 
von der SPD und den GRÜNEN – Dietmar 
Bell [SPD]: Das ist Autosuggestion!) 

– Wie es in Deutschland unter Ihnen zuging, das 
können wir ja in Frankreich beobachten, 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

wo genau die Vorschläge, die Sie haben, umgesetzt 
werden.  

In Deutschland aber fahren wir einen Kurs der sozi-
alen Marktwirtschaft, 

(Jochen Ott [SPD]: Seit wann?) 

von dem jetzt auch die Beschäftigten profitieren. Die 
IG Metall hat einen Tarifabschluss von 5,6 % erzielt. 
Nach den Zahlen der Hans-Böckler-Stiftung steigen 
die Löhne und Gehälter in Deutschland im Durch-
schnitt um 2,8 %. Im öffentlichen Dienst hatte die 
letzte Tarifrunde das Ergebnis: 5,6 %. Tarifanpas-
sung bei den Landesbeamtinnen und Landesbeam-
ten ab A13: Null! Zero! Niente! Aber die haben auch 
ihren fairen Anteil am Aufschwung verdient. Sie 
verweigern das. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Weil hier immer von „guter Arbeit“ seitens SPD und 
Grünen gesprochen wird: Man mag sich doch nur 
mal vorstellen, was passieren würde, wenn ein Un-
ternehmen mit Rekordgewinnen sagen würde: Wir 
beteiligen unsere Beschäftigten daran nicht.  

(Beifall von der FDP – Widerspruch von den 
GRÜNEN) 

Aber wenn der Staat Rekordeinnahmen hat, gilt für 
Sie etwas völlig anderes. Das zeigt: die Schreib-
tischseite, wo Sozialdemokraten und Grüne sitzen, 
die Schreibtischseite bestimmt das Bewusstsein 
und die Werte, die Sie in der Politik verfolgen. Das 
lassen wir Ihnen nicht durchgehen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Im Übrigen ist es nicht allein eine Frage der Fair-
ness, sondern auch eine Frage des Rechts. Die 
Landesbeamtinnen und -beamten haben nicht nur 
einen fairen Anteil verdient, sondern es ist auch ein 
verfassungsrechtlicher Grundsatz, dass die Be-
schäftigten an der allgemeinen Wohlstandsentwick-
lung unserer Gesellschaft teilhaben sollen. 

(Zuruf von Andreas Kossiski [SPD]) 

Ich hatte eben schon auf die Zahl der Hans-Böckler-
Stiftung hingewiesen: 2,8 %. Wir haben jetzt aber in 
Nordrhein-Westfalen viele Zehntausend Beschäftig-
te im öffentlichen Bereich, die de facto mit einer Mi-
nusrunde umgehen müssen, weil Sie denen sogar 
noch den Inflationsausgleich, die Anpassung an die 
Preisentwicklung, vorenthalten. 
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(Andreas Kossiski [SPD]: Was ist denn mit 
den Mindestlöhnen?) 

Das sagen wir nicht aufgrund einiger Vorurteile, wie 
Sie eben gesagt haben, Herr Römer, sondern weil 
20 von 21 Experten in einer Anhörung des Landtags 
von Nordrhein-Westfalen dargelegt haben: Ihr Ge-
setz ist nicht nur ungerecht, es ist auch verfas-
sungswidrig. – Deshalb werden wir das ausurteilen 
lassen, Herr Römer. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege Lind-
ner, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Christian Lindner (FDP): Nein, am Ende vielleicht. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Keine Zwischenfra-
ge. Bitte schön. 

Christian Lindner (FDP): Im Übrigen können Sie in 
dieser Frage auch nicht mit der Schuldenbremse 
des Grundgesetzes argumentieren. Wir lassen uns 
ja von niemandem übertreffen, wenn es darum 
geht, die Solidität der Haushaltsführung hier in 
Nordrhein-Westfalen einzufordern.  

(Lachen von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist in Münster ja auch bereits mehrfach gegen 
Sie durchgesetzt worden. Aber man kann die 
Schuldenbremse des Grundgesetzes nicht einhal-
ten, wenn man auf der anderen Seite Verfassungs-
recht bricht.  

Wir wollen, dass Sie die Schuldenbremse einhalten, 
aber mit verfassungsmäßigen Mitteln, mit Einspa-
rungen im allgemeinen Landeshaushalt, mit der 
Nutzung der Mehreinnahmen des Landes zur Kon-
solidierung. 

Im Übrigen, Herr Priggen, hat niemand in diesem 
Zusammenhang gefordert, den Tarifabschluss eins 
zu eins zu übertragen. Bitte keine Legendenbildung! 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: 
Aha!)  

Nein, wir wollen eine angemessene Übertragung 
auf die Landesbeamtinnen und Landesbeamten. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha!) 

Das ist genau der Unterschied.  

Schauen wir uns doch die anderen Länder und den 
Bund an: Die wenigsten übertragen eins zu eins. 
Aber kaum welche folgen Ihrer Linie, überhaupt 
nichts zu machen. Im Ergebnis wird es so sein, 
dass im Jahr 2015, am Ende dieser Tarifrunde, der 
öffentliche Dienst in Nordrhein-Westfalen – die Leh-
rer und die Polizeibeamten in Nordrhein-
Westfalen – mit am schlechtesten bezahlt sein wird 

in der ganzen Bundesrepublik. In Bremen ist es viel-
leicht noch schlechter. Was ist das für ein Signal, 
auch angesichts eines Fachkräftemangels im öffent-
lichen Dienst, der sich in den nächsten Jahren an-
deutet! Das haben Sie zu verantworten.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wenn Guntram Schneider allen Ernstes öffentlich 
sagt: „Na ja, die Landesbeamten werden nicht in 
Armut fallen“, und wenn Kraft und Walter-Borjans in 
der Pressemitteilung zur Veröffentlichung ihres Be-
soldungsanpassungsgesetzes schreiben, starke 
Schultern könnten mehr tragen, wollen wir den Da-
men und Herren auf der Tribüne, dem staunenden 
Publikum, sagen: Wir reden über Beschäftigte, die, 
wenn sie vollzeitbeschäftigt sind, ein Einkommen ab 
3.230 € brutto haben. Noch darunter liegt es, wenn 
es Teilzeitbeschäftigte sind. Das sind mit Sicherheit 
keine Geringverdiener. Aber wir reden hier von 
Menschen, die in ihre Ausbildung investiert haben, 
die zum Teil Staatsexamina gemacht haben, die 
Verantwortung in unserem Land übernehmen und 
auf deren Leistungsfähigkeit wir bauen müssen.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Reden Sie so 
auch zum Mindestlohn?) 

Die haben die Solidarität ihres Arbeitgebers mehr 
als verdient. Zumindest haben sie nicht diese Diffa-
mierungsversuche verdient.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, jetzt kommen wir zu der 
politischen Alternative.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Die Sie nicht 
sind!) 

Ich zitiere:  

„Die geplante Nullrunde … finde ich nicht in Ord-
nung. … Ich glaube, dass die Einsparpotenziale 
in der Landesverwaltung noch nicht ausgereizt 
sind.“ 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Was wollen Sie 
denn?) 

Das ist ein Zitat von Frank Baranowski, SPD-
Oberbürgermeister, ehemals einer Ihrer Stellvertre-
ter im Parteivorsitz, Frau Kraft.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender war er!) 

Sie haben es also nicht nur nicht geschafft, die Lan-
desbeamtinnen und -beamten von Ihrem Konsoli-
dierungskurs zu überzeugen; selbst aus Ihren eige-
nen Reihen, von denen, die präzise Kenntnisse ha-
ben, bekommen Sie Widerspruch. Das sind nicht 
nur, wie Sie es öffentlich immer verniedlichend sa-
gen, „immer dieselben Gesichter beim Protest“. 
Das, was Sie hier machen, ist in der Mitte der Ge-
sellschaft und auch in Ihren Reihen angekommen, 
nämlich eine unverantwortliche Art, mit den Be-
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schäftigten im Land Nordrhein-Westfalen umzuge-
hen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Das ist eben der Unterschied zwischen Ihnen und 
uns. Herr Baranowski spricht davon, in der Landes-
verwaltung seien noch nicht alle Einsparpotenziale 
ausgeschöpft. Das teilen wir. Sie haben dagegen in 
der eben schon angesprochenen Pressemitteilung 
ausgeführt, Aufgabenkritik und Effizienzsteigerun-
gen bei einzelnen Behörden seien nicht ausge-
schlossen.  

Genau da liegt der Unterschied. Sie wollen keine 
Verwaltungsreform und keine Modernisierung in der 
Verwaltung, und dafür werden die Beschäftigten 
schlecht bezahlt. Wir wollen einen starken, leis-
tungsfähigen, modernen, schlanken öffentlichen 
Dienst, dafür dann aber auch mit angemessen, leis-
tungsorientiert bezahlten Beamtinnen und Beamten. 
Das ist der Unterschied.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank, 
Herr Lindner. Es ist eine zweite Kurzintervention 
angemeldet worden. Insofern können Sie die Gele-
genheit nutzen, ans Pult zurückzukommen. Die 
Kurzintervention ist von der Grünen-Fraktion bean-
tragt. Die Kurzintervention erfolgt durch Herrn 
Mostofizadeh. Sie haben 90 Sekunden Zeit. Herr 
Kollege, Sie haben das Wort.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Kollege 
Lindner, da Sie keine Zwischenfragen zulassen, 
nun die Form der Kurzintervention.  

Erstens würde ich von Ihnen gerne wissen, was 
Rekordgewinne sind, wenn man 2,5 Milliarden € 
Neuverschuldung hat. Das Gleiche hat die Bundes-
regierung. Wie definieren Sie Rekordgewinn?  

Zweitens haben Sie vorgeschlagen, keine Eins-zu-
eins-Übertragung zu machen. Mir fehlt nur der Än-
derungsantrag der FDP zu dem heute vorliegenden 
Gesetzentwurf. Was ist denn Ihr Vorschlag? Den 
würde ich gern mal kennenlernen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

In Richtung von Herrn Kollegen Laumann: Das 
Stärkungspaktgesetz hat die FDP-Fraktion mitge-
tragen. Also können Sie zumindest nicht mit dem 
Argument kommen, dass die Landesregierung den 
Kommunen überbordende Leistungen abverlangt. 
Das ist auch nicht der Fall. Herr Kollege Laumann, 
machen Sie sich an der Stelle mal sachkundig.  

(Zurufe von der CDU) 

Ich fasse zusammen: Kollege Lindner hat vorgetra-
gen, dass es Rekordgewinne gebe, die jetzt umzu-
setzen seien, und dass eine Eins-zu-eins-
Übertragung von der FDP anders gemacht worden 

wäre. Nur ist er jede Begründung schuldig geblie-
ben.  

Christian Lindner (FDP): Herr Mostofizadeh, ers-
tens habe ich von Rekordeinnahmen beim Staat 
gesprochen.  

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: 
Nein, nein!) 

– Moment! Nein, nein! Liebe Freunde, das können 
wir ja im Protokoll nachlesen. Ich habe davon ge-
sprochen, dass ein Unternehmen, das Rekordge-
winne macht und seine Beschäftigten nicht daran 
beteiligt, mit einem Staat vergleichbar ist, der Re-
kordeinnahmen und Niedrigzinsen hat und seinen 
Beschäftigten kein Gehaltsplus zugesteht. Das ha-
be ich gesagt.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Herr Mostofizadeh, Ihre Kurzintervention eben war 
doch ein klassisches Eigentor. Sie haben zu mir ge-
sagt: Sie reden von Rekordgewinnen, und dabei 
haben wir 2,5 Milliarden € neue Schulden zu ma-
chen. – Das ist doch das Problem Ihrer Finanzpoli-
tik: Trotz Rekordeinnahmen und Niedrigzinsen ma-
chen Sie noch Rekordschulden!  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Zweiter Punkt: Was würden wir jetzt konkret vor-
schlagen? – Ich sage Ihnen, was wir vorschlagen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ja, endlich!) 

Unser Vorschlag macht sich nicht an einer Ziffer 
fest.  

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: 
Aha!) 

Nein, der macht sich an einem Verfahren fest. 
Sprechen Sie mit den Leuten! Sprechen Sie mit den 
Betroffenen! Machen Sie einen runden Tisch! Laden 
Sie sie in die Staatskanzlei ein! Sprechen Sie nicht 
schlecht über die Landesbeamtinnen und -beamten!  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist eine Polit-
posse!) 

Hören Sie auf damit, sie zu diffamieren! Hören Sie 
auf damit, sie als „Vielverdiener“, als „starke Schul-
tern“ zu diffamieren, wenn das Leute sind, die ein 
Durchschnittseinkommen haben.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Lindner, die 
90 Sekunden sind rum. Ich darf Sie bitten, zum 
Schluss zu kommen.  

Christian Lindner (FDP): Wer die A13er als „Viel-
verdiener“ bezeichnet, der hat sich vollständig von 
der Lebenswirklichkeit der Mittelschicht verabschie-
det. – Ich danke Ihnen.  
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(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön. – Als 
nächster Redner spricht für die Fraktion der Piraten 
der Fraktionsvorsitzende, Herr Dr. Paul.  

Dr. Joachim Paul (PIRATEN): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Liebe Kolleginnen und Kollegen! Werte 
Zuschauer auf der Tribüne und daheim! Lieber Herr 
Minister Walter-Borjans, Sie legen uns einen Ge-
setzentwurf vor, der behauptet, alternativlos zu sein. 
Sie brechen das Wort, das die Landesregierung im 
letzten Jahr erst gegeben hat.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Damals sagten Sie und die Ministerpräsidentin, die 
Beamtinnen und Beamten hätten bereits in hohem 
Maße ihren Beitrag zur Sanierung des Haushalts in 
Nordrhein-Westfalen geleistet.  

In der Tat tun sie das bis heute jährlich mit 2,4 Milli-
arden €. Der Beamtenbund spricht sogar von 
2,8 Milliarden €. Jetzt sollen sie sich zusätzlich mit 
700 Millionen € jährlich beteiligen. Das ist unlauter.  

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Wenn jedoch die Fraktionen von CDU und FDP 
heute „verfehlte Politik“, „Bankrotterklärung“ und 
dergleichen schreien, wenn sie plötzlich den Wert 
der Beamtinnen und Beamten für Nordrhein-
Westfalen für sich entdecken und wenn FDP und 
CDU gar eine Verfassungsklage erwägen, ist das 
wohl nur für Menschen mit akuter Gedächtnis-
schwäche irgendwie glaubwürdig.  

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Ich muss an dieser Stelle nicht noch einmal auf die 
ausgesetzten Besoldungsanpassungen zurück-
kommen, die vor allem in die Zeit der schwarz-
gelben Landesregierung fallen.  

(Jochen Ott [SPD]: Aha!) 

2005, 2006 und 2007 wurde die Beamtenbesoldung 
faktisch gar nicht angehoben. Es gab also drei Null-
runden. Sonderzahlungen wurden ausgesetzt.  

(Zustimmung von der SPD – Armin Laschet 
[CDU]: Das stimmt nicht! – Zuruf von Josef 
Hovenjürgen [CDU] – Weitere Zurufe) 

Sie machen sich mit Ihrer bigotten Aufregung lä-
cherlich. Lassen Sie es sein. Das glaubt Ihnen nie-
mand mehr.  

(Beifall von den PIRATEN, der SPD und den 
GRÜNEN) 

So nutzen Sie jede Gelegenheit, der Landesregie-
rung eine unseriöse und nicht nachhaltige Haus-
haltspolitik vorzuwerfen. Sie klagen den Schul-

denabbau ein – Schulden, die nicht zuletzt Sie 
überhaupt erst verursacht haben.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Sie verlangen die Reduzierung von Ausgaben und 
tabuisieren gleichzeitig jede Debatte über Einnah-
men! 

(Beifall von den PIRATEN und der SPD – Zu-
ruf von der SPD: Bravo!) 

Sie wehren sich gegen höhere Spitzensteuersätze, 
gegen eine Erbschaftsteuer, die leistungsloses 
Vermögen in die gesellschaftliche Verantwortung 
nimmt, und Sie wehren sich gegen eine internatio-
nale Finanzmarkt- oder Spekulationssteuer – egal, 
wie sie aussieht – und gegen eine vernünftige Un-
ternehmens- bzw. Kapitalsteuer.  

(Vereinzelt Beifall von den PIRATEN und der 
SPD) 

Aber es sind CDU und FDP, die das Sozialticket, 
das mit bescheidenen 30 Millionen € zu Buche 
schlägt, als „Wohlfühlpolitik“ diffamieren und ersatz-
los streichen wollen.  

(Beifall von den PIRATEN, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Sie sind es, die gegen das Tariftreue- und Vergabe-
gesetz opponieren, also gegen eine einigermaßen 
auskömmliche Bezahlung bei einigermaßen gere-
gelten Beschäftigungsverhältnissen vieler Men-
schen draußen im Land.  

(Zurufe von der CDU) 

Wer ist denn gegen den Mindestlohn? Wer ist ge-
gen vernünftig geregelte und faire Beschäftigungs-
verhältnisse?  

(Zurufe von der CDU) 

Wer hat die Studiengebühren eingerichtet, die vor 
allem die Beamtenfamilien treffen, weil dort der An-
teil der studierenden Kinder am größten ist?  

(Beifall von den PIRATEN, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wer hat denn das sogenannte Kinderbildungsge-
setz 2008 verabschiedet,  

(Armin Laschet [CDU] zeigt auf.) 

das nichts weiter war als Haushaltssanierung auf 
Kosten der vor allem weiblichen Beschäftigten und 
der Eltern?  

(Beifall von den PIRATEN, der SPD und den 
GRÜNEN – Zurufe von der CDU) 

– Haben Sie Schmerzen? Ich weiß: Es tut weh. – 
Ich erinnere mich nicht daran, dass CDU oder FDP 
besonders solidarisch mit den Forderungen der Er-
zieherinnen und Erzieher waren oder sich mit ande-
ren besonders belasteten Beschäftigtengruppen so-
lidarisiert hätten.  
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(Zurufe von der CDU, der FDP und Michele 
Marsching [PIRATEN]) 

Ich weiß: Das tut weh. Ich habe Verständnis für Sie.  

(Beifall von den PIRATEN, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Diese Liste – das wissen Sie, Herr Laschet, und 
meine Damen und Herren von der CDU und der 
FDP sehr genau – ließe sich noch eine ganze Weile 
fortsetzen.  

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Gerhard Papke)  

Es gab gute Gründe für Ihr Wahldesaster 2010 und 
2012.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Diese Gründe verschwinden nicht einfach, wenn Sie 
sich hier zum Wächter der Fairness machen und 
doch nur Foul spielen. So kommen wir nicht weiter.  

(Beifall von den PIRATEN und den 
GRÜNEN – Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Aber wir können die Landesregierung nicht aus der 
Verantwortung entlassen.  

(Armin Laschet [CDU]: Au! – Weitere Zurufe) 

Ihre Parteien und Fraktionen haben es versäumt, 
auf Bundesebene Finanztransaktionssteuer, Erb-
schaftsteuer und Vermögensteuer wieder einzufüh-
ren. Eine Abschöpfung dieser Gelder hätte die 
Probleme der Besoldungsfinanzierung auf einen 
Schlag gelöst und dafür gesorgt, dass Regelungen 
wie der vorliegende Gesetzentwurf nicht nötig wä-
ren.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Im Gegenteil haben Sie in Ihrer Regierungszeit ge-
nau die Weichen dafür gestellt, die uns heute Fes-
seln anlegen. Wir sind heute – das muss man so 
deutlich sagen – im Grunde mit den Ergebnissen 
einer seit 1990 verfehlten Politik konfrontiert. Allein 
aufgrund einer unsäglichen Steuersenkungspolitik 
des Bundes seit 1998 fehlen in Nordrhein-Westfalen 
heute 55 Milliarden €. Dieses Geld könnten wir gut 
brauchen, und es würde diese heutige Debatte 
überflüssig machen.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege, 
entschuldigen Sie bitte. Würden Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Wittke zulassen? 

Dr. Joachim Paul (PIRATEN): Nein, vielleicht ein 
anderes Mal.  

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Der Gesetzentwurf ist schlecht; er ist mit heißer Na-
del gestrickt. Vor allem zeugt die unglaublich ober-
flächliche Begründung, die diesen Namen nicht ver-

dient, von einer Missachtung der ordentlichen Bera-
tungsabläufe des Parlaments.  

Wer auf diese Weise einen eklatanten Mangel an 
demokratischem Grundverständnis zum Ausdruck 
bringt, muss dafür abgestraft werden. Vom Gegen-
stand des Gesetzentwurfs ist dabei noch gar nicht 
die Rede.  

Die Gerichte werden darauf ihre Antwort geben. Es 
gibt gute Gründe, das Scheitern des Entwurfs auf-
grund seiner vermutlichen Verfassungswidrigkeit 
anzunehmen. Wenn es wirklich dazu kommt, hat 
sich die Landesregierung das ganz allein zuzu-
schreiben. Wer sich gegen gute demokratische Ver-
fahrensweisen immunisiert, muss sich hinterher 
nicht wundern, wenn ihm seine handwerklich, inhalt-
lich und politisch missratenen Entwürfe um die Oh-
ren fliegen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die vielbeschworene Politik der ausgestreckten 
Hand entpuppt sich mit solchem Vorgehen als eine 
Farce. Wo ist denn das Selbstverständnis von „Ver-
handeln statt verordnen“ geblieben? Und wo die Be-
reitschaft, gemeinsam mit den Menschen im Land 
nach Antworten auf drängende Fragen zu suchen? 
Wir wollen gern weiterhin an die Ernsthaftigkeit Ihrer 
ausgestreckten Hand glauben, weil es eben nicht 
um Parteien und Fraktionen, sondern um die Zu-
kunft unseres Landes geht.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Aber inzwischen verhalten Sie sich, liebe rot-grüne 
Landesregierung, so, wie Sie es der schwarz-
gelben Landesregierung vorgeworfen haben: reich-
lich machtorientiert, ja fast arrogant. Sie drücken Ih-
re halb oder gar nicht begründeten Sachen einfach 
durch. Sie verzichten auf jeden Versuch, gemein-
sam an den Herausforderungen des Landes zu ar-
beiten. Sie gehen nur dann auf die Oppositionsfrak-
tionen zu, wenn es Ihnen und Ihrem parteipoliti-
schen Kalkül dient.  

Faire und lösungsorientierte Politik sieht anders 
aus. Ändern Sie das! Kommen Sie zurück zu Ihrer 
versprochenen neuen politischen Kultur, die nicht 
auf Konfrontation und Macht, sondern auf Koopera-
tion und echte Demokratie setzt. Solange Sie das 
nicht tun, haben Sie die Folgen zu tragen – zum 
Schaden aller.  

Deshalb: Wir verlangen eine Besoldungsregelung, 
die sachgerecht sowie angemessen ist und den Be-
amtinnen und Beamten in Nordrhein-Westfalen eine 
Perspektive eröffnet. Herr Minister, dieser Gesetz-
entwurf ist schlecht. Wir Piraten lehnen ihn ab. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Landesregierung erteile ich 
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dem Finanzminister, Herrn Dr. Walter-Borjans, das 
Wort.  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! „Unser Vor-
schlag macht sich nicht an einer Ziffer fest“ – das ist 
ein Satz, den man sich auf der Zunge zergehen las-
sen muss. Herr Lindner, weil Sie von „Sachbearbei-
tern“ reden, rate ich Ihnen, dass Sie sich einmal 
mehr der Sachbearbeitung widmen sollten, anstatt 
den schlechten Mimen in einer Daily Soap zu spie-
len.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

In Ihren Reden wird von einem zum anderen Mal 
immer deutlicher, dass Sie eine Kiste mit Stehsät-
zen haben, die allesamt so inhaltsleer sind wie die-
ser erste Satz, dass Ihr Vorschlag sich nicht an ei-
ner Ziffer festmacht. Jedes Mal wird neu geschüttelt 
und dann vorgetragen. Insofern ist es kein Wunder, 
dass Sie nicht nach einem Amt streben, sondern 
sich auf dem Sonnendeck der Opposition ausruhen 
wollen. Das ist auch besser so. Denn wer den Un-
terschied zwischen Einnahmen und Gewinnen nicht 
kennt, muss hin und wieder ins Lehrbuch gucken, 
um noch ein bisschen dazuzulernen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Christian Lindner [FDP]) 

Die Landesregierung hat ihren Gesetzentwurf zur 
Anpassung der Beamtenbesoldung lange und in-
tensiv beraten. Wir haben ihn, bevor wir ihn in die 
parlamentarische Beratung gegeben haben, einge-
hend entsprechend dem im Grundgesetz vorgege-
benen Rahmen abgewogen, und zwar zwischen ei-
ner amtsangemessenen Alimentierung der Beamten 
und hinsichtlich der Einhaltung der Schuldenbrem-
se. Wer heute sagt, dass erst später begründet 
worden sei – das ist dieser Stehsatz der nachge-
reichten Begründung –, hat die Begründungen vor-
her offenbar nicht zur Kenntnis genommen, sondern 
sich erst den geschriebenen Text, den wir noch 
einmal auf Wunsch dem Unterausschuss „Personal“ 
und dem Haushalts- und Finanzausschuss vorge-
legt haben, angeguckt,  

(Lachen von Christian Möbius [CDU]) 

indem diese Gründe in der Tat noch einmal be-
schrieben worden sind.  

Die darin noch einmal ausführlich beschriebene 
Abwägung und die Entscheidung, den Abschluss für 
die Tarifbeschäftigten der Ländergesamtheit nur ge-
staffelt auf die Beamten zu übertragen, haben wir 
uns alles andere als leicht gemacht.  

Und, Herr Laumann, Nordrhein-Westfalen ist Teil 
der Tarifgemeinschaft der Länder. Es gibt ein Land, 
das daran nicht teilnimmt, und das ist Hessen.  

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Die Tarifkom-
mission! – Armin Laschet [CDU]: Da sind Sie 
nicht mehr drin!) 

Und wir haben einen Kompromiss erzielt. Es ist nun 
einmal ein Unterschied, ob ein Kompromiss unter 
15 Ländern erzielt wird oder ob die Diskussionen 
und Entscheidungen über eine Besoldung auf jedes 
einzelne Land übertragen werden. Genau Letzteres 
ist mit dem Beschluss der Föderalismuskommission 
gewollt gewesen.  

Am liebsten – das ist überhaupt keine Frage – hätte 
jeder und jede in dieser Regierung und in den Re-
gierungsfraktionen allen mehr gegeben – nicht nur 
denen, die mit einem kleinen Prozentsatz von unter 
eins bedient werden, nämlich denen ab A13, die 
nicht mit Null abgespeist werden. 

Angesichts der Vorgaben des Grundgesetzes zu 
dieser amtsangemessen Alimentation, aber auch 
angesichts der Verpflichtung, bis 2020 die Schul-
denbremse einzuhalten, muss man sich doch über-
legen, wie man es macht, dass man auf Dauer die 
nordrhein-westfälischen Beamten angemessen be-
zahlt, und wie man vor allen Dingen zu einem ge-
rechten Verhältnis der Besoldungsgruppen zuei-
nander und zwischen den Besoldungsgruppen für 
die Beamten und den Entgeltstufen für die Tarifbe-
schäftigten kommt. Das haben wir mit diesem Ge-
setzentwurf geschafft.  

Die Besoldung ist nicht allein der Haushaltslage ge-
schuldet und aus der Haushaltslage abgeleitet wor-
den. Aber selbstverständlich hat sich der Entwurf für 
eine angemessene, gerecht gestaffelte und auch 
auf eine auf Dauer bezahlbare Besoldung an der 
Haushaltsrealität zu orientieren. Das ist doch wohl 
klar. 

Seit 2006 – ich habe das gesagt – liegt die Ent-
scheidung über die Beamtenbesoldung nicht ohne 
Grund wieder in der Hoheit der einzelnen Bundes-
länder. Mit dieser uns übertragenen Zuständigkeit 
gehen wir verantwortungsbewusst um. Angesichts 
der von der Verfassung gebotenen Schuldenbrem-
se wäre die vollständige Übertragung nicht finan-
zierbar. Das muss man zur Kenntnis nehmen. Sie 
würde außerdem den in den oberen Gehaltsstufen 
immer größer werdenden Abstand im Nettoein-
kommen zwischen Beamten und Tarifbeschäftigten 
zementieren. Das ist im gegenwärtigen System eine 
Gerechtigkeitslücke. Und die wollen wir ein Stück 
schließen. 

Unser Entwurf sichert den unteren Besoldungs-
gruppen den Zuwachs wie für die Tarifbeschäftig-
ten, und er sorgt auch in den oberen Bereichen für 
eine weiterhin angemessene Vergütung.  

Vor der Anpassung – um das noch einmal deutlich 
zu machen – liegt das Nettoeinkommen für einen 
verheirateten Beamten oder eine verheiratete Be-
amtin mit zwei Kindern in der Besoldungsgruppe 
A10 um 0,8 % über dem Nettoeinkommen einer Ta-



Landtag   10.07.2013 

Nordrhein-Westfalen 3218 Plenarprotokoll 16/36 

 

rifangestellten in der entsprechenden Entgeltgrup-
pe. A10, das bedeutet im beschriebenen Fall – Herr 
Laumann hat schon einmal darauf hingewiesen – 
netto rund 2.700 € im Monat. Und diese Beamten-
gruppe wird 2013 und 2014 an der Entwicklung der 
Tarife teilhaben bei im Übrigen dann auch für alle 
geltenden 30 Tagen Urlaub. Ich habe von 0,8 % Un-
terschied zwischen dem Beamten und dem Tarifan-
gestellten gesprochen.  

Bei A13, also bei Studienrat/Studienrätin oder Re-
gierungsrat/Regierungsrätin ist der Abstand zur ent-
sprechenden Entgeltgruppe im Tarifbereich 15,5 %. 
Da wollen wir nach unseren Plänen die Zahlungen 
für zwei Jahre nicht erhöhen. Bei einem Regie-
rungsdirektor A15 beträgt der Unterschied zwischen 
dem Beamten und dem Tarifangestellten 22 %.  

Das, was wir jetzt machen, wird zur Folge haben, 
dass künftig im unteren Sektor bei A10 weiterhin ein 
Abstand von ungefähr 1 % besteht, dass er für A13 
aber nicht mehr 15,5 %, sondern 9,7 % und für A15 
nicht mehr 22 %, sondern 15,6 % beträgt. Wir 
schaffen damit in einem zugegebenermaßen engen 
Finanzrahmen weiterhin ein attraktives und gerech-
tes Vergütungssystem für den öffentlichen Dienst 
insgesamt. 

Die Präsidentin des Landesrechnungshofs hat vor 
wenigen Tagen gesagt: Auch wenn es Widerstand 
hervorruft – ohne Einsparungen beim Personal ist 
die Schuldenbremse nicht zu schaffen. Dass die 
Betroffenen diese Entscheidung nicht bejubeln, ist 
doch wohl verständlich. Dass sie demonstrieren, 
gehört zu einer demokratischen Gesellschaft. 

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Redet doch mit 
ihnen!) 

Ich habe mit vielen Demonstranten bei vielen Ver-
anstaltungen  

viele gute Gespräche geführt. Aber die politische 
Entscheidung ist am Ende Sache des Parlaments. 
Sie ist auch nicht Sache eines Gerichts. Der Verfas-
sungsgerichtshof hätte im Fall der von der Oppositi-
on angedrohten Normenkontrollklage zu prüfen, ob 
der Kern der amtsangemessenen Besoldung ver-
letzt wird. Bei der Prüfung dieser behaupteten Unte-
ralimentierung muss sich die Prüfung auf die soge-
nannte Evidenzkontrolle beschränken. Der Politik 
wird bewusst ein weiter Entscheidungsspielraum 
zugestanden.  

Sie von der Opposition mögen mit dem zur Debatte 
stehenden Abwägungsergebnis nicht einverstanden 
sein. Das ist Ihr gutes Recht.  

Es ist aber auch ein mindestens ebenso gutes 
Recht der Betroffenen, zu klagen. Das respektieren 
wir nicht nur, sondern wir haben auch schon Ge-
spräche angeboten, um dort, wo das hilfreich ist, 
gemeinsam zu überlegen, wie man etwa eine Mus-
terklage unterstützen kann. 

(Dr. Wilhelm Droste [CDU]: Ist ja irre! Macht 
doch einen Prozesskostenzuschuss!) 

– Das ist völlig in Ordnung. Darüber, was irre ist, 
können wir gleich noch einmal sprechen. 

Das ändert nichts an der Tatsache, dass wir von der 
Rechtmäßigkeit dieses Anpassungsgesetzes über-
zeugt sind und es für den richtigen Weg halten, um 
den Beamtenstatus dauerhaft für die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer akzeptabel und für den 
Arbeitgeber Land finanzierbar zu halten. 

Ihnen von der CDU und der FDP geht es doch mit 
der Klageandrohung nicht wirklich um das Wohl der 
Beamten. Das wäre nach Ihrer Regierungszeit und 
Ihren gebetsmühlenhaft vorgetragenen Sparvor-
schlägen im Personalbereich aber auch wirklich die 
Neuigkeit des Tages: Lindner für den starken Staat! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Lindner für höhere Beamtenbesoldung! – Das wäre 
eine Nachricht, die auf Aufmerksamkeit stoßen 
würde. Aber das passt auch in das Schauspiel, das 
Sie auf der Berliner Bühne bringen. Dort geht es 
immer um Klientelpolitik, der aber ein Etikett ange-
pappt wird. Andere sollen dadurch glauben, dass 
Sie etwas für sie täten. Dafür gibt es eine Menge 
Beispiele. Darüber könnte ich stundenlang reden. 

(Beifall von den GRÜNEN – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Der Widerspruch hält sich in 
Grenzen!) 

Sagen Sie den Beamten mit Kindern dann aber bitte 
auch, was Sie ihnen direkt über Kindergartenbeiträ-
ge und Studiengebühren wieder aus der Tasche 
ziehen wollen, Herr Lindner. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU) 

Die Beamten sollen nur den Eindruck haben, sie 
hätten am Ende mehr. Sie werden am Ende weni-
ger haben.  

Sie brauchen auch nicht mit der Idee zu kommen, 
dass der Landesrechnungshof künftig den Haushalt 
aufstellen soll. Was dessen Präsidentin gesagt hat, 
habe ich vorgetragen. 

Diese Landesregierung hat im Vorfeld des vorlie-
genden Gesetzentwurfs viele Alternativen gegenei-
nander abgewogen. Wir haben nie davon gespro-
chen, es sei alternativlos. Das ist der Sprachstil ei-
ner Kanzlerin in Berlin. Wir haben gesagt, es gibt 
Alternativen.  

Wir haben übrigens auch Berechnungen des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes einbezogen. Die stell-
vertretende Vorsitzende Ingrid Sehrbrock hat am 
28. Mai 2013 an die thüringische Ministerpräsidentin 
geschrieben und eine Statistik geschickt. Danach 
liegt die Besoldungshöhe bei A9 im Bund und in 
14 Ländern über der Höhe in NRW. Seit 2002 ist die 
Besoldung in Nordrhein-Westfalen in dieser Gruppe 
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um 8,47 % gestiegen. Bei A13 sieht das ganz an-
ders aus. Da liegen lediglich der Bund und vier Län-
der über dem Betrag in NRW. In der Gruppe A13 
stiegen die Einkommen in NRW seit 2002 um 
11,2 %.  

Unser Ziel bleibt es, unsere Beamten angemessen, 
sozial ausgewogen, aber eben auch finanzierbar zu 
bezahlen. Deswegen haben wir Alternativen wie 
den massenhaften Personalabbau, die Streichung 
des Weihnachtsgeldes, noch längere Arbeitszeiten 
oder die Absenkung der Versorgung verworfen.  

Wir wollen vor allem eines sicherstellen, nämlich 
dass der öffentliche Dienst in seiner Leistungsfähig-
keit für die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes 
erhalten bleibt und nicht durch den massenhaften 
Abbau von 14.000 Stellen oder mehr, wie Sie ihn 
vorschlagen, empfindlich geschwächt wird. Das wol-
len CDU und FDP offenbar nicht nur in Kauf neh-
men, sondern das wollen sie offenbar sogar errei-
chen. 

Heute ist in der „Westfalenpost“ zu lesen: CDU will 
Stellenabbau statt Nullrunde. – Wenn das Ihr Ziel 
ist, dann sagen Sie doch hier und jetzt, wo Sie die-
sen Stellenabbau wollen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Es darf nicht wieder so eine Geschichte geben, wie 
wir sie eben gehört haben, wonach sich Ihr Vor-
schlag nicht an einer Ziffer oder möglicherweise 
auch nicht an einer Stelle festmacht, wo eingespart 
werden soll. So funktioniert nicht einmal einfache 
Oppositionsarbeit. 

Die Beamten hätten es verdient, die Keule zu se-
hen, die Sie hinter Ihrem Rücken versteckt halten, 
während Sie sich vor sie hinstellen und als deren 
Interessenvertreter feiern lassen wollen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Bernd Krückel [CDU]: Lächerlich!) 

So sieht es doch aus. 

Mittlerweile ist durch diese Debatte und durch das, 
was in den letzten Tagen zu diesem Thema von 
Ihnen vorgetragen ist, eines hinreichend klar ge-
worden: Opposition für die Menschen im Land er-
fordert schon noch etwas anderes als immer nur zu 
sagen, wir schauen, woher der Wind weht, und dre-
hen dann die Fahne dahin. Das kennen wir auch 
aus Berlin. 

(Christian Lindner [FDP]: Das sagt die Stein-
brück-Partei! – Zurufe von der CDU) 

Es passieren Kehrtwenden, wann immer Sie glau-
ben, dass sich der Wind gedreht hat. Etiketten-
schwindel und Klientelpolitik: Das ist Ihre Machart. 

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

An der werden wir uns nicht beteiligen. Wir haben 
eine Vorlage eingebracht, von der wir überzeugt 
sind. Alles Weitere wird sich in dieser parlamentari-

schen Beratung zeigen und möglicherweise auch 
danach. – Danke. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Für die CDU-Fraktion erteile ich 
Herrn Kollegen Dr. Droste das Wort. 

Dr. Wilhelm Droste (CDU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehren Damen und Herren! Wenn ich jetzt 
etwas bedaure, dann ist es die Tatsache, dass mir 
nur drei Minuten und 40 Sekunden bleiben. 

Herr Minister Walter-Borjans, Ihre Rede war zuge-
gebenermaßen in der Ruhe und Sachlichkeit ange-
nehm zu vernehmen. Inhaltlich war sie trotzdem 
schwierig.  

Einen Punkt will ich aufgreifen. Die Idee, den Beam-
ten jetzt eine Musterklage an die Hand zu geben 
oder diese zumindest zu begleiten – so ähnlich war 
es zu verstehen –, ist schon abenteuerlich. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dass der Gesetzgeber Gesetze auf den Weg bringt 
und dann sagt, pass auf, wir lassen diese parallel 
richterlich prüfen: Dafür hatten wir eine Anhörung 
von Experten. 

(Nadja Lüders [SPD]: Die Landesregierung 
ist nicht der Gesetzgeber!) 

Wenn 20 von 21 Experten sagen, das Ding ist ver-
fassungswidrig, und Herr Römer und Minister Wal-
ter-Borjans eine solche Chuzpe haben, muss man 
sich fragen, woher sie das nehmen. Uns geht es 
hier nicht nur, sondern auch um das Wohl der Be-
amten. In erster Linie geht es uns um die Einhaltung 
der Landesverfassung. 

(Beifall von der CDU) 

Die schert Sie nicht. Das ist das Problem! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Frau Kollegin Gebhard hat eben gefragt, wo die 
Verstöße liegen. – Ganz kurz aufgezeigt:  

Der erste Verstoß ist der Verstoß gegen das Ali-
mentationsprinzip. Der Gesetzgeber ist verpflichtet, 
seinen Beamten angemessenen Lebensunterhalt zu 
gewähren. Dieser muss sich an der allgemeinen 
Einkommensentwicklung orientieren. – Die Gehälter 
sind in den letzten zwei Jahren um 3 % gestiegen. 
Das steht im Widerspruch zu dem, was jetzt vorbe-
reitet wird. 

(Beifall von der CDU – Marc Herter [SPD]: 
Sie müssen zumindest richtig zitieren!) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege, 
würden Sie eine Zwischenfrage zulassen? 
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Dr. Wilhelm Droste (CDU): Nein. 

Zweiter und dritter Verstoß: Abstandsgebot und 
Leistungsgrundsatz. Die Verfassung verlangt eine 
klare Differenzierung der Bezüge entsprechend der 
Ämterhierarchie. Dies wird verletzt, wenn Beamte 
aus dem gehobenen Dienst aufgrund der Altersstu-
fen Vorgesetzten aus dem höheren Dienst finanziell 
und in der Wertschätzung vorgezogen werden. So 
schafft man soziales Ungleichgewicht, so schafft 
man Unfrieden unter der Beamtenschaft. 

(Beifall von der CDU) 

Speziell die Trennung mitten in einer Laufbahn zwi-
schen den Besoldungsgruppen A10 und A11 ist 
grotesk. So bekommt zum Beispiel derjenige, der in 
der Besoldungsgruppe A10 im Endgehalt ist, die 
volle Übertragung, der junge Kollege in A11, der 
sich mit einem niedrigeren Bruttoentgelt monatlich 
bescheiden muss, lediglich die reduzierte Erhö-
hung. – Die Ausgestaltung ist nicht nur unsinnig, 
sondern sie liegt im Übrigen auch nicht im Gestal-
tungsspielraum der Regierung. 

(Beifall von der CDU) 

Vierter Verstoß – und das erscheint mir im Übrigen 
der gewichtigste –: die fehlende Begründung. Da 
knüpfen Sie, Herr Minister Walter-Borjans, wirklich 
an Ihre unsagbaren Erfolge vor dem Verfassungs-
gericht an. Wenn Sie so vorgehen, wie Sie das mit 
Ihrem Gesetz wollen, muss die Begründung – das 
sieht das Verfassungsgericht so vor – Folgendes 
enthalten: 

Erstens muss ein schlüssiges Konzept zur Haus-
haltskonsolidierung vorliegen. Zweitens dürfen nicht 
nur die Beamten von den Einsparungen betroffen 
sein. Drittens darf die Maßnahme nicht von Dauer 
sein. 

(Nadja Lüders [SPD]: Wo haben Sie das 
denn gelesen?) 

Nicht eine einzige dieser Voraussetzungen liegt vor.  

Sie begründen Ihr Vorhaben – das haben Sie gera-
de eben noch einmal getan – mit der bedrohlichen 
Haushaltslage des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Der Hinweis auf die Haushaltslage als hinreichender 
Grund für die Kürzung der Besoldung trägt Ihr Ge-
setz nicht. Er könnte nur dann tragen – ich habe es 
eben gesagt –, wenn die Beamten bei diesen Ein-
sparungen nicht ausschließlich betroffen wären, 
sondern wenn Sie insgesamt ein Konzept zur Kon-
solidierung des Landeshaushaltes vorlegen würden. 
Es ist und bleibt nach wie vor ein Sonderopfer der 
Beamten; da können Sie reden, wie Sie wollen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Achten Sie bit-
te auf die Redezeit, Herr Kollege. 

Dr. Wilhelm Droste (CDU): Dieses Konzept haben 
Sie nicht. Sie haben hinlänglich bewiesen, dass Sie 
nicht sparen wollen. Frau Ministerpräsidentin, bei 
aller Anerkennung Ihrer Person kann ich mich dem 
wirklich nicht verschließen: Es ist und bleibt das 
Stigma Ihrer Regierungsverantwortung, dass man 
nicht bereit ist, flächendeckend und auf breiter Ebe-
ne zu sparen. So wie Sie heute beim Sparen vorge-
hen, ist es illegal, ist es Verfassungsbruch.  

Daran werden wir uns als Opposition nicht beteili-
gen, sondern wir werden im Gegenteil mit allen Mit-
teln dagegen vorgehen. – Herzlichen Dank! 

(Lebhafter Beifall von der CDU – Beifall von 
der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Droste. – Für die SPD-Fraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Körfges das Wort. 

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Jetzt kommt der 
Beste!) 

Hans-Willi Körfges (SPD): Freuen Sie sich nicht zu 
früh, Herr Kollege Laumann. Ich habe ja noch gar 
nicht angefangen. – Ich weiß nicht, was der verehrte 
Kollege Droste liest. Er kann auf jeden Fall die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts aus dem 
Jahre 2012 nicht gelesen haben. Oder, zu Ihren 
Gunsten: Vielleicht haben Sie sie gelesen, aber 
nicht verstanden, lieber Herr Kollege. 

(Beifall von der SPD – Lachen von der CDU) 

Von daher will ich hier einmal ganz kurz etwas zu 
den unterschiedlichen Rollen sagen. Die Regierung 
bringt einen Gesetzesvorschlag ein. Unsere Pflicht 
im Parlament ist – und dieser Pflicht haben Sie sich 
nicht nur nicht gestellt, sondern diese Pflicht, Herr 
Kollege Droste, verletzten Sie hier vorsätzlich und 
nachhaltig –, sauber abzuwägen und uns zu über-
legen, was amtsangemessen ist. Dieser Überlegung 
haben Sie sich nicht nur nicht gestellt; Sie haben 
auch bei der Frage nach Alternativen jegliche Aus-
kunft verweigert.  

Bis auf einen kleinen Ansatz, lieber Herr Kollege 
Laumann: Das ist die Frage, wie Sie bitte gedenken, 
die Mehraufwendungen für die von Ihnen nicht be-
zifferte gewollte Möglichkeit, die Beamtenbesoldung 
mehr anzupassen, als wir es vorhaben, zu finanzie-
ren. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege 
Körfges, entschuldigen Sie. Herr Kollege Börschel 
möchte gerne eine Frage stellen. Ich ahne, dass Sie 
sie zulassen werden. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Ich werde sie zulassen. 
Ich möchte nur den Satz noch zu Ende bringen. 
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Ihr Finanzierungsvorschlag ist: Wir stellen Schulas-
sistenten und Polizeiverwaltungsassistenten ein. 
Kleine Denksportaufgabe: Das kostet erst einmal 
mehr Geld. Wie, bitte, wollen Sie daraus dann die 
Mehraufwendungen, die Sie offensichtlich wollen, 
bestreiten, lieber Herr Kollege? 

Ich warte auf die Zwischenfrage. 

Martin Börschel (SPD): Herzlichen Dank, Herr Kol-
lege Körfges, für die Möglichkeit der Zwischenfra-
ge. – Ich wollte Sie bitten, mir zu sagen, ob Sie 
meine Einschätzung teilen, und zwar dahin gehend, 
dass Herr Kollege Laumann vorhin in seiner Rede 
alle juristischen Argumentationspunkte, die Herr 
Kollege Droste versucht hat zusammenzufassen, 
abgeräumt hat durch den Satz – ich zitiere – „Man 
hätte das vermutlich machen können, was Sie ma-
chen, wenn man ein Gesamtkonzept hätte“, 

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Ja! Sie haben 
doch kein Gesamtkonzept!) 

und sich insofern alleine auf die Frage beschränkt 
hat: Gibt es ein Sonderopfer, ja oder nein? – Die 
Frage lautet daher: Wenn man weiß, dass der Ein-
spareffekt durch die gestaffelte Übertragung des Ta-
rifergebnisses etwa 300 Millionen € im Haushalts-
jahr 2013 beträgt, die Gesamteinsparungen, die die 
Regierung vorgeschlagen und das Parlament be-
schlossen hat, 

(Zurufe von der CDU und der FDP: Fragen!) 

allerdings 970 Millionen € ausmachen, liegt ja der 
Beitrag der Beamtinnen und Beamten bei etwa 
27 %, … 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Denken Sie da-
ran: Das ist eine Frage, Herr Kollege. Stellen Sie sie 
bitte! 

Martin Börschel (SPD): … obwohl die Gesamtper-
sonalkosten 43 % ausmachen. Stimmen Sie mir da 
zu? 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Hat Ihnen der 
Fraktionsvorstand keine Redezeit gegeben, 
oder was?) 

Hans-Willi Körfges (SPD): Ich stimme Ihnen da 
vollumfänglich zu. Die Frage danach, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen – jetzt können Sie sicherlich 
noch ein bisschen lernen –, in welchem Umfang die 
Personalkosten zu den Gesamteinsparungen bei-
tragen, ist eindeutig geklärt und schließt die Argu-
mentation und Sprachfigur des Sonderopfers ganz 
ausdrücklich aus. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was Sie hier vorge-
tragen haben, ist ohne Argumente gewesen, ist oh-
ne Abwägung erfolgt und ist Ausweis der Tatsache, 

dass es Ihnen hier nicht um amtsangemessene 
Alimentation geht. Ihnen geht es noch nicht einmal 
um vernünftige Opposition; Ihnen geht es an der 
Stelle darum, das, was Sie hier mit uns gemeinsam 
zu tragen hätten, nämlich die Verantwortung für das 
Land Nordrhein-Westfalen, weit von sich zu weisen. 

(Christian Möbius [CDU]: Aber Verfassungs-
bruch zulassen!?) 

Meine Damen und Herren, davon wollen wir Sie 
nicht erlösen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege 
Körfges, würden Sie noch eine Zwischenfrage vom 
Kollegen Dr. Optendrenk zulassen? 

Hans-Willi Körfges (SPD): Ja, sicher. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege, 
bitte. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Herr Körfges, Sie 
haben eben etwas von den Summen her bestätigt, 
was der Kollege Börschel in den Raum gestellt hat. 
Stimmen Sie mit mir überein, dass von den 970 Mil-
lionen €, die Sie eben genannt und bestätigt haben, 
818 Millionen € rechnerisch globale Minderausga-
ben sind und damit keine Haushaltseinsparung, al-
so keine Konsolidierungsvorschläge sind, sondern 
Notwendigkeiten zur Erreichung eines ausgegliche-
nen Haushaltes darstellen und dass damit ein struk-
tureller Ausgleich des Haushaltes nicht möglich ist, 
es sei denn im Haushaltsvollzug? Sind Sie mit mir 
einig, dass das keine Haushaltssanierung ist, son-
dern Trickserei? 

(Beifall von der CDU) 

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Dr. Optendrenk, 
da ich genau weiß, was Sie in Ihrer beruflichen Ver-
gangenheit gemacht haben, und da ich weiß, in 
welchem Umfang die Vorgängerregierung von den 
Mitteln der globalen Minderausgaben Gebrauch 
gemacht hat, kann ich Ihnen nur sagen: Auch das 
sind Beträge, die unterm Strich von uns allen ge-
meinsam einzusparen sind. Insoweit trägt genau 
deshalb die Argumentation mit dem Sonderopfer 
nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

Das mit Ihnen und der Finanzpolitik ist so wie mit 
dem Hauptmann von Köpenick: Dem Wilhelm Voigt 
hat man den Hauptmann abgenommen, Ihnen 
nimmt man die Finanzpolitik nicht ab. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Hans-Willi Körfges [SPD] hat das Rednerpult 
verlassen.) 
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Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege 
Körfges, wenn Sie so nett wären, wieder zurückzu-
kehren. Es gibt eine angemeldete Kurzintervention 
der CDU, und zwar von Herrn Kollegen Lohn.  

Herr Kollege Lohn, ich erteile Ihnen das Wort für 
90 Sekunden.  

Werner Lohn (CDU): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent!  Vielen Dank, Herr Körfges, für die Gelegen-
heit zur Intervention.  

Es ist schon erstaunlich – wenn man die Diskussion 
hier verfolgt –, wie sich die SPD-Abgeordneten, 
auch die grünen Abgeordneten bei so einem 
schlechten und verfassungswidrigen Gesetz zu 
Claqueuren für die Landesregierung degradieren 
lassen.  

(Beifall von der CDU) 

Gerade die SPD, die sich gerne als Partei der sozia-
len Gerechtigkeit feiern und darstellen lässt, hat 
schon bei Einbringung des Gesetzentwurfs ver-
sucht, diese Staffelung als soziale Staffelung darzu-
stellen. Von „sozial“ ist da nichts. Der Kollege 
Dr. Droste hat es eben schon gesagt: Es ist nicht 
sozial, wenn ein Beamter in der Endstufe A 10 mehr 
Geld verdient, eine Gehaltserhöhung bekommt, und 
ein Beamter mit dem Eingangsamt A11 die Ge-
haltserhöhung nicht bekommt. 

Noch deutlicher wird das Ganze, wenn ich frage: 
Was ist denn sozial daran, wenn ein Angestellter 
des Landes mit einem Bruttogehalt von 5.000 € o-
der mehr eine 5,6%ige Gehaltserhöhung bekommt, 
aber ein Beamter des Landes mit 3.000 € brutto auf 
1 % Gehaltserhöhung zurückgestuft wird? Nichts ist 
sozial, was Sie mit dem Gesetzentwurf machen.  

(Beifall von der CDU) 

Betrachten wir Ihre Personalpolitik: Sie haben von 
2011 bis 2012 exakt 3.786 Beamtinnen und Beamte 
mehr eingestellt als noch ein Jahr zuvor. Sie stellen 
Beamte ein, stimmen Tarifverträgen zu und haben 
nicht das Geld, die Leute vernünftig zu bezahlen. 
Das ist unsozial, das ist unprofessionell. Nicht Sie, 
aber der Minister Walter-Borjans ist im Prinzip die 
Verkörperung der politischen Insolvenz und Inkom-
petenz. Das sollte hier deutlich werden. Vor Gericht 
werden Sie … 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege 
Lohn, die 90 Sekunden sind um. – Herr Kollege 
Körfges hat 90 Sekunden zur Erwiderung. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Versprochen: Ich habe 
das nicht bestellt, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Das gibt mir an der Stelle die Gelegenheit, noch 
einmal ganz deutlich auf den Abstand zwischen an-
gestellten Lehrerinnen und Lehrern und beamteten 
Lehrerinnen und Lehrern hinzuweisen. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wir haben für alle Lehrerinnen 
und Lehrer, die für unsere Kinder zur Verfügung 
stehen, eine soziale Verantwortung. Ich bekomme 
kalte Gänsehaut, wenn ich sehe, wie die Interessen 
der angestellten Lehrerinnen und Lehrer auf dieser 
Seite des Hauses offensichtlich überhaupt keine 
Rolle spielen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich 
noch etwas zum angeblichen Personalzuwachs sa-
gen. Hätten Sie nicht durch die Verwaltungsstruktur-
reform Kosten auf die Kommunen abgewälzt,  

(Beifall von Norbert Römer [SPD]) 

hätten Sie nicht die unsägliche Verwaltungsstruktur-
reform in Form von Kommunalisierung der Versor-
gungsverwaltung und Umweltverwaltung gemacht, 
dann wäre sowohl dem Land Nordrhein-Westfalen 
als auch den Beschäftigten sowohl materiell als 
auch bezogen auf die amtsangemessene Bezah-
lung einiges erspart geblieben. Insofern haben wir 
es nicht nötig, uns an der Stelle irgendwelche Be-
lehrungen anzuhören. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Körfges. Mehr geht auch nicht. – Jetzt 
hat Herr Kollege Witzel für die FDP-Fraktion das 
Wort. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: Oh!) 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Finanzminister, Sie 
haben eben wieder sehr elegant etwas zur Seite 
geschoben, nämlich den Umstand, dass wir in der 
Tat momentan beste Bedingungen in unserem Land 
haben. Wir hatten eine gute konjunkturelle Entwick-
lung, wir haben den niedrigsten Stand der Arbeitslo-
sigkeit seit 20 Jahren, und Sie melden regelmäßig 
Rekordeinnahmen für Ihren Haushalt. 

Was sagen Sie den Beamten dieses Landes, wie 
denn deren Besoldung in Jahren aussehen soll, in 
denen sich diese Rahmenbedingungen einmal nicht 
so positiv darstellen wie momentan? 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Abgeord-
neter, Herr Kollege Börschel würde auch Ihnen ger-
ne eine Zwischenfrage stellen. 

Ralf Witzel (FDP): Immer gerne. 
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Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege 
Börschel. 

Martin Börschel (SPD): Herr Kollege Witzel, ich 
habe nur eine Frage. Ihr Vorsitzender Lindner hat 
eben ausgeführt – Zitat: Es hat niemand gefordert, 
den Tarifabschluss 1:1 zu übertragen, sondern an-
gemessen. Darf ich Sie fragen, was das ganz konk-
ret aus Sicht der FDP für dieses Gesetz bedeutet? 

Ralf Witzel (FDP): Herr Kollege Börschel, uns geht 
es hier um eine ehrliche Debatte auch in diesem 
Haus.  

(Lebhafte Zurufe und Heiterkeit von der SPD) 

– Ihnen anscheinend nicht, wie die Reaktion zeigt. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Deshalb haben wir dort, wo wir in den letzten Wo-
chen mit Betroffenen gesprochen haben – nicht 
immer waren Vertreter der SPD da so wie bei der 
Deutschen Steuergewerkschaft; da haben Sie als 
einzige Fraktion gefehlt, sonst hätten Sie es ge-
wusst –, nicht gesagt: „Wir garantieren jedem, dass 
es die nächsten zehn Jahre mit uns eine Übertra-
gung von eins zu eins geben wird“, sondern deutlich 
gemacht: Wir erwarten eine amtsangemessene 
Alimentierung. Da kann man sich durchaus … 

(Nadja Lüders [SPD]: Was heißt das? – Wei-
tere Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

– Das heißt ganz konkret, Frau Kollegin: Andere 
Bundesländer haben nicht zwingend eins zu eins 
umgesetzt. Sie haben gesagt: Dann tritt das eben 
etwas später in Kraft, zu einem Zeitpunkt, zu dem 
ein Gesetz beschlossen wird.  

(Nadja Lüders [SPD]: Reden Sie nicht von 
anderen Bundesländern!) 

Vielleicht haben Sie auch eine kleine Komponente 
einbehalten und nur die Inflationsrate entsprechend 
gewährt. Das bleibt den Beamten aber als Baustein 
für weitere 20, 30, 40 Beschäftigungsjahre erhalten. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Was wollen Sie 
machen?) 

Sie nehmen ab A13 vollständig diesen Block her-
aus. 

(Nadja Lüders [SPD]: Was sagen Sie?) 

Für die Entwicklung über die nächsten Jahrzehnte 
heißt das, dass die Betroffenen einen sechsstelligen 
Betrag weniger als Lebensarbeitsverdienst haben. 
Das sollten Sie hier einmal ehrlich sagen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Was wollen Sie machen?) 

Meine Damen und Herren, Sie haben hier eben viel 
über das LPVG geredet. Ihnen geht es immer um 

die Vorteile für ein paar wenige. Uns geht es um die 
Attraktivität des öffentlichen Dienstes insgesamt. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Witzel, 
noch deutlich rechtzeitig vor Ende Ihrer Rede hat 
Herr Kollege Mostofizadeh den Wunsch geäußert, 
Ihnen eine Frage stellen zu dürfen. – Dass Sie jetzt 
ans Rednerpult zurückkehren, interpretiere ich so, 
dass sie sie zulassen wollen. 

Ralf Witzel (FDP): Aber natürlich, selbstverständ-
lich. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Vielen Dank, 
dass Sie die Frage zulassen, Herr Kollege Witzel. – 
Ich hatte den Eindruck, dass der Kollege Börschel 
sehr präzise gefragt hat. Ich tue es noch einmal: 
Haben Sie einen konkreten Vorschlag der FDP-
Fraktion Nordrhein-Westfalen im Landtag Nord-
rhein-Westfalen vorzulegen, wie Sie den Gesetz-
entwurf der Landesregierung abändern wollen? 

(Christian Lindner [FDP]: Mit den Leuten 
sprechen, heißt der Vorschlag! – Gegenrufe 
von der SPD) 

Ralf Witzel (FDP): Herr Kollege, ich habe zwei ganz 
konkrete Vorschläge für Sie. Das beantwortet auch 
die Frage des Kollegen Börschel noch einmal. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Warum „noch 
einmal“?) 

So ist unsere Aussage auch klar zu verstehen. 

Wenn Sie sich im Vergleich der Bundesländer an-
schauen, was Sie vorhaben und was Sie heute hier 
zur Abstimmung vorgelegt haben, werden Sie fest-
stellen, dass Sie bei der Berücksichtigung der Inte-
ressen der Beamten ganz unten am Ende der Skala 
sind 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie sind gefragt, 
Herr Witzel! Sie! – Zuruf von Nadja Lüders 
[SPD]) 

– Herr Kollege Schmeltzer, Frau Lüders – und dass 
auch andere Bundesländer 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Noch einmal die 
Frage!) 

– Herr Schmeltzer – mit rot-grüner Regierung, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: NRW!) 

die sich auf den Weg begeben hatten, den Sie hier 
gehen wollen, beispielsweise Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen, umgekehrt sind. Die haben 
diesen Kurs geändert und nachgebessert. 
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(Rainer Schmeltzer [SPD]: Geben Sie hier 
doch eine Antwort für NRW!) 

Das erwarten wir von Ihnen heute auch. 

Nun komme ich zu den Vorschlägen, Herr Kollege. 
Wie Sie auch vom Landesrechnungshof erst ges-
tern und vorgestern wieder ausführlich gehört ha-
ben, müssen Sie zu struktureller Konsolidierung be-
reit sein. 

(Martin Börschel [SPD]: Wir wollen etwas von 
Ihnen hören! Was ist denn Ihr Vorschlag?) 

Wir wollen Leistungsträger für den öffentlichen 
Dienst gewinnen. Das setzt auch eine leistungs-
adäquate Besoldung voraus. 

(Jochen Ott [SPD]: Da weigern Sie sich!) 

Wenn man sich von Aufgaben in diesem Land 
trennt, weil der Staat nicht mehr jedes Detail des 
privaten Lebens regeln will, braucht man, auch ohne 
eine Arbeitsverdichtung zu veranlassen, weniger 
Personal. 

Wenn man sich um seine Landesbeteiligungen 
kümmert, beispielsweise um eine ordentliche Ab-
wicklung der Portigon AG, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wovon wollen Sie 
sich trennen? – Jochen Ott [SPD]: Antwor-
ten!) 

von der die Gewerkschaften sagen, dass mindes-
tens ein Viertel der dort Beschäftigten nicht ausge-
lastet ist, und man diese Beschäftigten für Tätigkei-
ten im Land rekrutiert, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sagen Sie doch, 
wovon Sie sich trennen wollen! – Jochen Ott 
[SPD]: Sie haben immer noch nicht geant-
wortet!) 

dann kann man das alles haushalterisch verant-
wortbar machen. 

(Lebhafter Beifall von der FDP – Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Piratenfraktion erteile ich 
nun noch einmal Herrn Kollegen Schulz das Wort – 
verbunden mit der Bitte, auf die nur noch kärglich 
vorhandene Redezeit zu achten. Rechnen Sie mit 
einer Minute, Herr Kollege. Da ist schon Bonus ein-
gerechnet. Bitte schön. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Zuschauer hier im Saal und zu Hause! Das war eine 
wunderbare Vorstellung. Man kann nur eines sa-
gen: Die Vorschläge, die Herr Kollege Witzel gerade 
angedeutet hat, hatte ich im Haushalts- und Finanz-
ausschuss vonseiten der Piratenfraktion etwas kon-
kretisiert. Das Gesetz kostet das Land Nordrhein-

Westfalen in diesem Jahr 166 Millionen €, im nächs-
ten Jahr 340 Millionen € und danach insgesamt 
410 Millionen € pro Jahr – bezogen auf die Grup-
pen, die hier bedacht werden, also bis A12. 

Sie hängen A13 und die höheren Gruppen komplett 
ab. Das wird Ihnen beim Verfassungsgericht um die 
Ohren fliegen. 

(Beifall von den PIRATEN und Prof. Dr. Tho-
mas Sternberg [CDU]) 

Das haben die Sachverständigen auch gesagt. Sie 
haben nicht gesagt, dass wir den Tarifabschluss 
eins zu eins übernehmen müssen, um gerecht zu 
sein. 

Frau Ministerpräsidentin, Herr Finanzminister, Sie 
haben noch wenige Minuten Zeit, als Landesregie-
rung diesen Gesetzentwurf zurückzuziehen. 

(Beifall von den PIRATEN, der CDU und der 
FDP) 

Tun Sie dieses nicht, werden Sie sich ab heute 
Nachmittag den Vorwurf gefallen lassen müssen, 
dass die Sozialdemokratie Soziales und Gerechtig-
keit ab der Besoldungsgruppe A13 nicht mehr sieht. 

(Beifall von den PIRATEN und der FDP) 

Das wird Ihnen sicherlich als Dankeschön von deut-
lich über 150.000 Beamtinnen und Beamten im 
Lande Nordrhein-Westfalen sowie deren Familien 
und Angehörigen massiv um die Ohren fliegen – 
und garantiert nicht nur beim Verfassungsgericht. – 
Danke schön. 

(Beifall von den PIRATEN, der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter. – Für die Landesregierung hat 
noch einmal Finanzminister Dr. Walter-Borjans ums 
Wort gebeten. Das erhält er natürlich auch. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will nur 
einige kurze Anmerkungen machen. – Erstens. Herr 
Droste, Ihnen ist offenbar das Thema „Musterklage“ 
vorher nie begegnet. Es geht nicht darum, dass die 
Landesregierung jemandem eine Klage aufschreibt, 
die er dann einreichen kann, sondern darum, dass 
die Gewerkschaften auf uns zugekommen sind und 
gesagt haben, dass sie bündeln möchten, um damit 
für die Betroffenen selber, aber auch für die Lan-
desverwaltung entsprechende Möglichkeiten zu 
schaffen. Dass wir bereit sind, darüber zu reden, ist 
doch wohl klar. 

(Beifall von der SPD – Dr. Wilhelm Droste 
[CDU]: Zahlen Sie auch einen Prozesskos-
tenvorschuss?) 
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Zweitens. Heute ist wieder ganz oft über die Verfas-
sung gesprochen worden. Herr Wüst hat Sigmund 
Freud auf den Punkt gebracht, als er gesagt hat: 
Wir verlören ja ständig vor dem Bundesverfas-
sungsgericht. – Ich glaube, da war die Angst Vater 
des Gedankens; denn die letzten Male, bei denen 
ich mich mit Verfassungsbrüchen auseinanderset-
zen musste, 

(Lachen von der CDU) 

betrafen die entsprechenden Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts Sie. Zuletzt war das 
vergangene Woche im Bundesrat der Fall, als es 
um die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Part-
nerschaften ging. Sie haben auch beim Wahlrecht 
eine Klatsche bekommen. Jedes Mal ging es um 
Gesetze, bei denen vorher klar war, dass sie defini-
tiv keinen Bestand haben werden. Die teuersten 
Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs für 
das Land Nordrhein-Westfalen für unseren Haushalt 
betrafen das KiföG und die Einheitslastenabrech-
nung. Raten Sie einmal, gegen wen da geklagt 
worden ist. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das war gegen Schwarz-Gelb. – Herr Schulz, wenn 
man diese Debatte mitbekommen hat, weiß man 
eines: Hier besteht keine Notwendigkeit, einen Ge-
setzentwurf zurückzuziehen. – Danke. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN)  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Das wäre angesichts der von allen Frakti-
onen praktizierten Überziehung der Redezeit auch 
nicht mehr möglich. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache 16/2880. Der Haushalts-
und Finanzausschuss empfiehlt in der Beschluss-
empfehlung Drucksache 16/3459, den Gesetzent-
wurf unverändert anzunehmen. Wie wir bereits zu 
Beginn der Beratung angekündigt haben, ist von 
den Fraktionen von CDU und FDP zur Abstimmung 
über diesen Gesetzentwurf Drucksache 16/2880 ei-
ne namentliche Abstimmung beantragt worden.  

In diese namentliche Abstimmung treten wir jetzt 
auch ein. Ich bitte die Schriftführerinnen, die Namen 
der Abgeordneten aufzurufen. 

(Der Namensaufruf erfolgt. [Abstimmungsliste 
siehe Anlage 1])  

Meine Damen und Herren, ich darf fragen, ob es 
Abgeordnete gibt, die noch nicht abgestimmt haben. 
Herrn Kollegen Fricke habe ich gesehen, er ist et-
was später gekommen. – Herr Fricke hat mit Nein 
votiert. 

Gibt es weitere Abgeordnete, die sich an der Ab-
stimmung noch nicht haben beteiligen können? – 
Das ist nicht der Fall.  

Dann schließe ich die Abstimmung. Ich darf die 
Schriftführer bitten, die Auszählung vorzunehmen. 

(Die Auszählung erfolgt.)  

Meine Kolleginnen und Kollegen, das Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung liegt vor. Ich darf Sie bit-
ten, möglichst Platz zu nehmen, zumal wir gleich 
noch zwei weitere Abstimmungen durchzuführen 
haben. 

Ihre Stimme abgegeben haben 231 Abgeordnete. 
Mit Ja stimmten 126 Abgeordnete, mit Nein 105 
Abgeordnete. Es gab keine Enthaltung. Damit ist 
der Gesetzentwurf Drucksache 16/2880 mit der 
festgestellten Mehrheit angenommen und der Ge-
setzentwurf in zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich lasse zum Zweiten abstimmen über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 16/3518. Wer 
diesem Entschließungsantrag seine Zustimmung 
geben möchte, den darf ich um das Handzeichen 
bitten. – Wer votiert dagegen? – Gibt es Enthaltun-
gen? – Dann stelle ich fest, dass der Entschlie-
ßungsantrag Drucksache 16/3518 mit den Stimmen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die 
Stimmen von CDU, FDP und Piraten mehrheitlich 
angenommen worden ist. 

Ich lasse drittens abstimmen über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP 
Drucksache 16/3524. Wer dem Antrag seine Zu-
stimmung geben möchte, den darf ich um das 
Handzeichen bitten. – Gibt es Gegenstimmen? – 
Gibt es Enthaltungen? – Dann stelle ich fest, dass 
der Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU 
und FDP mit den Stimmen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und der überwiegenden Mehrheit 
der Piraten gegen die Stimmen von CDU und FDP 
bei Enthaltung von zwei Abgeordnetenkollegen der 
Piratenfraktion mehrheitlich abgelehnt worden ist. 

Ich schließe hiermit die Beratung und die Abstim-
mungen zu Tagesordnungspunkt 3. 

Wir treten ein in Tagesordnungspunkt 

4 Gute Arbeit für alle  
Arbeitslosigkeit vermeiden und verkürzen  
Arbeitslosenversicherung neu ausrichten 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/3427 – Neudruck  

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/3528 

Ich eröffne die Beratung und darf für die erste der 
beiden antragstellenden Fraktionen Herrn Kollegen 
Garbrecht das Wort erteilen – verbunden mit der 
herzlichen Bitte, meine Damen und Herren, dass 





Landtag   10.07.2013 

Nordrhein-Westfalen 3309 Plenarprotokoll 16/36 

 

Anlage 1 

Namentliche Abstimmung über den Gesetzentwurf Drucksache 16/2880 (TOP 3 – Gesetz zur Anpas-
sung der Dienst- und Versorgungsbezüge 2013/2014 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen)  

 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

1  Herr Abel GRÜNE X   

2  Herr Abruszat FDP  X  

3  Herr Dr. Adelmann SPD X   

4  Herr Alda FDP  X  

5  Frau Altenkamp SPD X   

6  Frau Andres SPD X   

7  Frau Asch GRÜNE X   

8  Herr Bas GRÜNE X   

9  Herr Bayer PIRATEN  X  

10  Herr Becker, Andreas SPD X   

11  Herr Becker, Horst GRÜNE entschuldigt 

12  Frau Beer GRÜNE X   

13  Frau Dr. Beisheim GRÜNE X   

14  Herr Bell SPD X   

15  Frau Benninghaus SPD X   

16  Herr van den Berg SPD X   

17  Herr Dr. Berger CDU  X  

18  Herr Berghahn SPD X   

19  Herr Dr. Bergmann CDU  X  

20  Herr Beu GRÜNE X   

21  Herr Bialas SPD X   

22  Herr Biesenbach CDU  X  

23  Frau Birkhahn CDU  X  

24  Herr Bischoff SPD X   

25  Frau Blask SPD X   

26  Herr Börner SPD X   

27  Herr Börschel SPD X   

28  Freifrau von Boeselager CDU  X  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

29  Herr Bolte GRÜNE X   

30  Herr Bombis FDP  X  

31  Herr Prof. Dr. Bovermann SPD X   

32  Frau Brand PIRATEN  X  

33  Frau Brems GRÜNE X   

34  Herr Breuer SPD X   

35  Herr Brockes FDP  X  

36  Frau Dr. Bunse CDU  X  

37  Herr Burkert CDU  X  

38  Herr Busen FDP  X  

39  Herr Dahm SPD X   

40  Herr Deppe CDU  X  

41  Frau van Dinther CDU  X  

42  Frau Dmoch-Schweren SPD X   

43  Frau Doppmeier CDU  X  

44  Herr Dr. Droste CDU  X  

45  Herr Dudas SPD X   

46  Frau Düker GRÜNE X   

47  Herr Düngel PIRATEN  X  

48  Herr Eiskirch SPD X   

49  Herr Ellerbrock FDP  X  

50  Herr Engstfeld GRÜNE X   

51  Frau Fasse CDU  X  

52  Herr Fehring CDU  X  

53  Herr Feuß SPD X   

54  Herr Fortmeier SPD X   

55  Frau Freimuth FDP  X  

56  Herr Fricke PIRATEN  X  

57  Herr Ganzke SPD X   

58  Herr Garbrecht SPD X   

59  Herr Gatter SPD X   

60  Frau Gebauer FDP  X  

61  Frau Gebhard SPD X   
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

62  Herr Geyer SPD X   

63  Frau Gödecke SPD X   

64  Herr Goldmann GRÜNE X   

65  Herr Golland CDU  X  

66  Frau Grochowiak-Schmieding GRÜNE X   

67  Herr Große Brömer SPD X   

68  Herr von Grünberg SPD X   

69  Herr Grunendahl CDU  X  

70  Frau Güler CDU  X  

71  Herr Haardt CDU  X  

72  Herr Dr. Hachen CDU  X  

73  Frau Hack SPD X   

74  Herr Hafke FDP  X  

75  Herr Hahnen SPD X   

76  Frau Hammelrath, Gabriele SPD X   

77  Frau Hammelrath, Helene SPD X   

78  Frau Hanses GRÜNE X   

79  Herr Hausmann CDU  X  

80  Herr Hegemann CDU  X  

81  Herr Heinrichs SPD X   

82  Frau Hendricks SPD X   

83  Herr Herrmann PIRATEN  X  

84  Herr Herter SPD X   

85  Herr Hilser SPD X   

86  Herr Höne FDP  X  

87  Herr Hovenjürgen CDU  X  

88  Frau Howe SPD X   

89  Herr Hübner SPD X   

90  Herr Jäger SPD X   

91  Herr Jahl SPD X   

92  Frau Jansen SPD X   

93  Herr Jörg SPD X   

94  Herr Jostmeier CDU  X  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

95  Herr Jung CDU  X  

96  Herr Kämmerling SPD X   

97  Herr Kaiser CDU  X  

98  Herr Kamieth CDU  X  

99  Herr Kerkhoff CDU  X  

100  Herr Kern, Nicolaus PIRATEN  X  

101  Herr Kern, Walter CDU  X  

102  Herr Keymis GRÜNE X   

103  Frau Kieninger SPD X   

104  Herr Klocke GRÜNE X   

105  Frau Klöpper CDU  X  

106  Herr Körfges SPD X   

107  Frau Kopp-Herr SPD X   

108  Frau Korte CDU  X  

109  Herr Kossiski SPD X   

110  Frau Kraft SPD X   

111  Herr Kramer SPD X   

112  Herr Krick SPD X   

113  Herr Krückel CDU  X  

114  Herr Krüger GRÜNE X   

115  Herr Kruse CDU  X  

116  Herr Kufen CDU  X  

117  Herr Kuper CDU  X  

118  Herr Kutschaty SPD X   

119  Herr Lamla PIRATEN  X  

120  Herr Laschet CDU  X  

121  Herr Laumann CDU  X  

122  Herr Lienenkämper CDU  X  

123  Herr Lindner FDP  X  

124  Herr Löcker SPD X   

125  Herr Lohn CDU  X  

126  Frau Lück SPD X   

127  Frau Lüders SPD X   
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

128  Herr Lürbke FDP  X  

129  Frau Lux SPD X   

130  Frau Maaßen GRÜNE X   

131  Herr Maelzer SPD X   

132  Herr Markert GRÜNE X   

133  Herr Marquardt SPD X   

134  Herr Marsching PIRATEN  X  

135  Herr Meesters SPD X   

136  Frau Middendorf CDU  X  

137  Frau Milz CDU  X  

138  Herr Möbius CDU  X  

139  Herr Moritz CDU  X  

140  Herr Mostofizadeh GRÜNE X   

141  Herr Müller, Hans-Peter SPD X   

142  Herr Müller, Holger CDU  X  

143  Frau Müller-Witt SPD X   

144  Herr Münchow SPD X   

145  Herr Münstermann SPD X   

146  Herr Nettelstroth CDU  X  

147  Herr Neumann SPD X   

148  Herr Nückel FDP  X  

149  Herr Olejak PIRATEN  X  

150  Herr Dr. Optendrenk CDU  X  

151  Herr Ortgies CDU  X  

152  Herr Dr. Orth FDP  X  

153  Herr Ott SPD X   

154  Herr Dr. Papke FDP  X  

155  Herr Dr. Paul, Joachim PIRATEN  X  

156  Frau Paul, Josefine GRÜNE X   

157  Frau Philipp SPD X   

158  Frau Pieper PIRATEN  X  

159  Herr Post CDU  X  

160  Herr Preuß CDU  X  
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161  Frau Preuß-Buchholz SPD entschuldigt 

162  Herr Priggen GRÜNE X   

163  Herr Rahe SPD X   

164  Herr Rasche FDP  X  

165  Herr Rehbaum CDU  X  

166  Herr Römer SPD X   

167  Herr Rohwedder PIRATEN  X  

168  Herr Rüße GRÜNE X   

169  Frau Ruhkemper SPD X   

170  Frau Rydlewski PIRATEN  X  

171  Frau Schäfer, Ute SPD X   

172  Frau Schäffer, Verena GRÜNE X   

173  Frau Scharrenbach CDU  X  

174  Herr Schatz PIRATEN  X  

175  Herr Scheffler SPD X   

176  Herr Schemmer CDU  X  

177  Herr Schick CDU  X  

178  Herr Schittges CDU  X  

179  Herr Schlömer SPD X   

180  Herr Schmalenbach PIRATEN  X  

181  Herr Schmeltzer SPD X   

182  Herr Schmitz, Hendrik CDU  X  

183  Frau Schmitz, Ingola Stefanie FDP  X  

184  Frau Schneckenburger GRÜNE X   

185  Herr Schneider, Guntram SPD X   

186  Herr Schneider, René SPD X   

187  Frau Schneider, Susanne FDP  X  

188  Herr Schultheis SPD X   

189  Herr Schulz PIRATEN  X  

190  Frau Schulze SPD X   

191  Frau Schulze Föcking CDU  X  

192  Herr Schwerd PIRATEN  X  

193  Herr Seel CDU  X  
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194  Frau Dr. Seidl GRÜNE X   

195  Herr Sieveke CDU  X  

196  Herr Sommer PIRATEN  X  

197  Frau Spanier-Oppermann SPD X   

198  Herr Spiecker CDU  X  

199  Herr Dr. Stamp FDP  X  

200  Herr Stein PIRATEN  X  

201  Frau Steininger-Bludau SPD X   

202  Frau Steinmann SPD X   

203  Herr Prof. Dr.Dr. Sternberg CDU  X  

204  Herr Stotko SPD X   

205  Frau Stotz SPD X   

206  Herr Sundermann SPD X   

207  Herr Tenhumberg CDU entschuldigt 

208  Herr Thiel SPD X   

209  Herr Töns SPD X   

210  Herr Tüttenberg SPD X   

211  Herr Ünal GRÜNE X   

212  Herr Uhlenberg CDU  X  

213  Frau Velte GRÜNE X   

214  Herr Vogt, Alexander SPD X   

215  Frau Vogt, Petra CDU  X  

216  Frau Voigt-Küppers SPD X   

217  Frau Voßeler CDU abwesend 

218  Herr Voussem CDU  X  

219  Frau Wagener SPD X   

220  Frau Warden SPD X   

221  Frau Watermann-Krass SPD X   

222  Herr Weckmann SPD X   

223  Herr Wedel FDP  X  

224  Herr Wegner PIRATEN  X  

225  Herr Weiß SPD X   

226  Herr Weske SPD X   
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227  Herr Wirtz, Axel CDU entschuldigt 

228  Herr Wirtz, Josef CDU  X  

229  Herr Wittke CDU  X  

230  Herr Witzel FDP  X  

231  Herr Dr. Wolf, Ingo FDP entschuldigt 

232  Herr Wolf, Sven SPD X   

233  Herr Wüst CDU  X  

234  Herr Yetim SPD X   

235  Herr Yüksel SPD X   

236  Frau Zentis GRÜNE X   

237  Herr Zimkeit SPD X   
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